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A. Problem 

Die Richtlinienvorschläge verfolgen (das Ziel, Luftschadstoffe zu 
reduzieren, die durch Verbrennungsanlagen für Siedlungsabfälle 
entstehen. Zugleich sollen die in diesem Bereich bestehenden un- 
terschiedlichen nationalen Regelungen innerhalb der Europäi- 
schen Gemeinschaft harmonisiert werden. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung wird gebeten, in den weiteren Verhandlun- 
gen darauf hinzuwirken, daß der Stand der Technik Grundlage der 
Festsetzungen wird und die Richtlinien sich an den Bedingungen 
der TA Luft orientieren. Daneben sollten Grenzwerte für PCDD 
und PCDF sowie ein Abwärmeverwertungs- bzw. -nutzungsgebot 
festgeschrieben werden. Schließlich sollte der vorgesehene NOx- 
Wert überprüft werden. 


Mehrheitsentscheidung 
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C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

wurden nicht erörtert. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, bei der 
weiteren Beratung über den Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
über die Verhütung der Luftverunreinigung durch neue Müllver- 
brennungsanlagen und über den Vorschlag für eine Richtlinie des 
Rates über die Verringerung der Luftverunreinigung durch beste- 
hende Müllverbrennungsanlagen dafür einzutreten, daß der Stand 
der Technik Grundlage der Festsetzungen wird und die Bedingun- 
gen der TA Luft Grundlage dieser Richtlinien werden. 

Im übrigen nimmt der Deutsche Bundestag wie folgt Stellung; 

1. Der Deutsche Bundestag begrüßt die Absicht des Rates, EG- 
einheitliche Mindestanforderungen an Müllverbrennungsanla- 
gen festzulegen. Die im Richtlinienvorschlag festgeschriebene 
Genehmigungspflicht bzw. die Pfhcht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung im Sinne der Richtlinie 
85/337 /EWG wird der Umweltrelevanz von neu zu errichtenden 
Anlagen gerecht. 

Der Deutsche Bundestag stellt jedoch mit Bedauern fest, daß die 
vorgesehenen Emissionswerte für neu zu errichtende Anlagen 
— auch unter Berücksichtigung der jeweiligen Bezugsgrö- 
ßen — insbesondere bei Staub und Schwefeldioxid über den 
nach der TA Luft vorgeschriebenen Werten liegen. Besonders 
gravierend trifft diese Feststellung auf Kleinanlagen zu, deren 
Betrieb ohnehin fragwürdig ist. 

Die für bestehende Anlagen mit Nennkapazitäten unter 6 t/h 
vorgesehenen Emissionshöchstwerte von 150 mg/Nm^ bzw. 
600 mg/Nm^ Staubteilen insgesamt schheßen eine gesundheit- 
hche Schädigung der Bevölkerung nicht aus. 

Der Deutsche Bundestag bittet daher die Bundesregierung, bei 
den weiteren Verhandlungen in der EG darauf hinzuwirken, 
daß die in den Richtlinienentwürfen vorgesehenen Emissions- 
werte an die in der TA Luft festgeschriebenen Werte angegli- 
chen werden. 

2. Der Deutsche Bundestag bittet die Bundesregierung ferner, bei 
den Verhandlungen in Brüssel darauf hinzuwirken, daß in Arti- 
kel 4 Abs. 3 des Vorschlags für eine Richtlinie über die Verhü- 
tung der Luftverunreinigung durch neue Müllverbrennungsan- 
lagen die Worte „wenn im Bereich der Verbrennungsöfen oder 
in der Anlage zur Behandlung von Verbrennungsgasen neuar- 
tige technische Verfahren eingesetzt werden, " und die Worte 
„durch den Einsatz dieser Verfahren" gestrichen werden. 

Artikel 4 dieses Richtlinienvorschlags dient u. a. der Verminde- 
rung der Immissionen an PCDD und PCDF. In der Begründung 
stellt die Kommission dar, daß weder die Entstehung noch die 
Vermeidung dieser Immissionen ausreichend geklärt ist. Die 
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Kommission hat dennoch technische Bestimmungen getroffen, 
die nur durch einen erheblichen Investitionsumfang realisiert 
werden könnten. In der Bundesrepublik Deutschland ist zur Zeit 
eine Verweildauer von 2 Sekunden der bei der Müllverbren- 
nung entstehenden Gase im Nachverbrennungsraum bei einer 
Temperatur von 850° C nicht Stand der Technik. Sinn und 
Zweck des Artikels 4 des Richtlinienvorschlags ist der Schutz 
der Gesundheit der Bürger in der Gemeinschaft. Dieser Schutz 
kann jedoch auch gewährleistet werden, wenn nicht die Anla- 
genart und die Anlagentechnik reglementiert werden, sondern 
durch die Festsetzung von Grenzwerten für PCDD und PCDF. 
Dadurch wäre es auch möglich, abfallwirtschaftliche Wege zur 
Verminderung der Immissionen zu gehen und stets mit der 
neuesten Technik bezüglich der Vermeidung von Immissionen 
zu arbeiten. 

3. Ferner bittet der Deutsche Bundestag die Bundesregierung, 
sich für die Aufnahme eines Abwärmeverwertungs- bzw. -nut- 
zungsgebotes in die Richtlinienentwürfe einzusetzen. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt die vorgesehene schrittweise 
Anpassung bestehender Industrieanlagen an die in den Richtli- 
nienentwürfen festgeschriebenen Auflagen, hält jedoch die An- 
passungsfristen angesichts der bestehenden technologischen 
Möglichkeiten für zu lang. Die Bundesregierung wird gebeten, 
sich bei den weiteren Verhandlungen für eine Verkürzung der 
Anpassungsfristen einzusetzen. 

4. Der Deutsche Bundestag ist der Auffassung, daß der in der 
Tabelle über die typischen Konzentrationen für die wichtigsten 
Schadstoffe in den Verbrennungsgasen von Müllverbrennungs- 
anlagen (Seite 9 der Vorlage) genannte Wert für NOx von 
150 mg/Nm3 der Überprüfung bedarf. 

Der in der Tabelle genannte Wert von 150 mg/Nm^ für NOx ist 
nicht realistisch. Diesen Wert können die Anlagen in der Bun- 
desrepublik Deutschland nicht erreichen. Zur Zeit liegt der 
Durchschnittswert in den hiesigen Anlagen bei 300 mg/Nm^. 
Zweifel bestehen aber auch darüber, ob für Europa der Wert von 
150 mg/Nm3 überhaupt zu verwirklichen ist, da auch außerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland keine Anlage bekannt ist, die 
diesem Anspruch genügen würde. Der Wert von 150 mg/Nm^ 
für NOx bedarf daher einer Korrektur, damit nicht in Zukunft auf 
einer unzutreffenden Datenbasis unrealistische Anforderungen 
gestellt werden. 


Bonn, den 19. April 1989 


Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 


Dr, Göhner Dr. Friedrich Stahl (Kempen) Frau Hensel 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Verhütung der Luftverunreinigung 
durch neue Müllverbrennungsanlagen 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Verringerung der Luftverunreinigung 
durch bestehende Müllverbrennungsanlagen 


Begründung 


1. Die Müllverbrennung in der Gemeinschaft 

1,1 

Jüngsten Schätzungen zufolge werden in der Ge- 
meinschaft jährhch etwa 110 Milhonen Tonnen Müll 
erzeugt. 

Unter Müll versteht man Hausmüll, Büromüll, Gewer- 
bemüll und Industriemüll, sofern er von seiner Zusam- 
mensetzung her dem Hausmüll zugerechnet werden 
kann. 


1.2 

Sowohl in der Gemeinschaft insgesamt als auch in 
jedem einzelnen Mitghedstaat wird bei der Abfallbe- 
seitigung gegenwärtig am häufigsten auf das Verfah- 
ren der Ablagerung von Abfällen in Deponien zurück- 
gegriffen. 

Nahezu 75% des jährhch erzeugten MüUs wird in 
Deponien gelagert, die verbleibenden 25% werden 
verbrannt. 

In bestimmten Mitghedstaaten weicht jedoch die je- 
weihge Situation erhebhch von diesen Durchschnitts- 
werten ab. 

So wird beispielsweise in Portugal und Irland das Ver- 
fahren der Verbrennung nicht angewandt, Griechen- 
land verfügt nur über eine kleine Verbrennungsan- 
lage; in der Bundesrepubhk Deutschland und in den 
Niederlanden jedoch werden mehr als 30 % , in Frank- 
reich nahezu 40% der AbfäUe verbrannt. 


1.3 

Die Zusammensetzung der der Verbrennung zuge- 
führten AbfäUe variiert sehr stark: 

— je nach Land 

— je nach Gebiet innerhalb eines Landes 

— im Verlaufe der angegebenen Betriebszeit einer 
Verbrennungsanlage (jahreszeithche Schwankun- 
gen und kurzfristige Schwankungen) 


Papier/Karton/Holz 

30% 

Kunststoffe 

5% 

Metalle 

5% 

fäulnisfähige Stoffe 

35% 

inerte/feine/verschiedene Stoffe 

25% 


1.4 

Die Zahl der Verbrennungsanlagen in der Gemein- 
schaft hegt bei etwa 525. 38% dieser Anlagen verfü- 
gen über eine Nennkapazität von mehr als 6 Tonnen 
Abfälle pro Stunde; bei 21 % dieser Anlagen beträgt 
die Nennkapazität 1 bis 6 Tonnen/Stunde und bei 
11% weniger als eine Tonne/Stunde. 

Während in Frankreich die kleinen und mittleren An- 
lagen 83 % der insgesamt vorhandenen Anlagen aus- 
machen, hegt der Anteil der Anlagen mit einer Kapa- 
zität von mehr als 6 Tonnen/Stunde in der Bundesre- 
pubhk Deutschland und den Niederlanden bei 89% 
bzw. 100%. 


1.5 

88 % der der Verbrennung zugeführten AbfäUe in der 
Gemeinschaft werden in Anlagen mit einer Nennka- 
pazität von mehr als 6 Tonnen/Stunde verbrannt; nur 
1 % der AbfäUe werden in kleinen Verbrennungsan- 
lagen (mit einer Nennkapazität von weniger als einer 
Tonne/Stunde) verbrannt. 

Aber auch hier lassen sich erhebhche Unterschiede 
von einem Mitghedstaat zum anderen feststeUen. 


1.6 

Die Aufbereitung der Verbrennungsgase gestaltet 
sich wie folgt: 

— 7 % der Verbrennungsanlagen, die derzeit in der 
Gemeinschaft betrieben werden, sind sowohl mit 
Elektrofiltern als auch mit Gaswaschanlagen aus- 
gestattet; 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes vom 15. April 1988 — 121 — 680 70 — E — Um — 
116/88. 
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— 36% der Anlagen sind lediglich mit Elektrofiltern 
ausgestattet; 

— 35 % sind mit mechanischen Entstaubungsanlagen 
(Fhehkraftabscheider und Multizyklone) ausge- 
stattet; 

— 22% verfügen über keinerlei Vorrichtungen zur 
Aufbereitung der Verbrennungsgase. 


2. Die Rechtsvorschriften für 

Müllverbrennungsanlagen in der Gemeinschaft 
im Hinblick auf die Vermeidung von 
Luftverunreinigungen 


2.1 

Einige allgemeingültige Gemeinschaftsvorschriften 
lassen sich auch auf Müllverbrennungsanlagen und 
insbesondere im Hinbhck auf die Vermeidung einer 
Luftverunreinigung durch Müllverbrennungsanlagen 
anwenden. Zu diesen Gemeinschaftsvorschriften ge- 
hört zunächst einmal die Richtlinie 75/442/EWG des 
Rates vom 15. Juli 1985 über Abfälle (ABI. Nr. L 194 
vom 25. Juli 1975, S. 9), die vorsieht, daß die Abfälle 
beseitigt werden müssen, ohne die menschhche Ge- 
sundheit zu gefährden oder die Umwelt zu schädigen. 
Die Richtlinie sieht zu diesem Zweck vor, daß alle 
Anlagen oder Unternehmen, in denen Abfälle aufbe- 
reitet werden, einer Genehmigung durch die zustän- 
dige Behörde bedürfen, in der unter anderem die zu 
treffenden Vorsichtsmaßnahmen genannt sind. 

Ferner ist die Richtlinie 84/360/EWG des Rates vom 
28. Juni 1984 zur Bekämpfung der Luftverunreini- 
gung durch Industrieanlagen zu nennen (ABI. 
Nr. L 188 vom 18. Juli 1987, S. 20), die vorsieht, daß 
der Betrieb von neuen Industrieanlagen und insbe- 
sondere von Müllverbrennungsanlagen einer vorheri- 
gen Genehmigung zu unterwerfen ist, die nur dann 
erteilt werden darf, wenn alle geeigneten Vorsichts- 
maßnahmen zur Vermeidung von Luftverunreinigun- 
gen unter Einsatz der besten verfügbaren Technolo- 
gie getroffen worden sind, ohne daß unverhältnismä- 
ßig hohe Kosten entstehen. 

Diese Richtlinie sieht außerdem vor, daß die Mitghed- 
staaten Pohtiken und Strategien unter Anwendung 
geeigneter Maßnahmen verfolgen, um die bestehen- 
den Anlagen schrittweise an die beste verfügbare 
Technologie anzupassen. 

Diese Bestimmungen gelten in erster Linie für die 
bestehenden Müllverbrennungsanlagen. 

Schließhch sieht die Richthnie 85/337/EWG des Rates 
vom 27. Juni 1985 über die Umweltverträglichkeits- 
prüfung bei bestehenden öffentlichen und privaten 
Projekten (ABI. Nr. L 175 vom 5. Juli 1985, S. 40) vor, 
daß die Anlagen zur Beseitigung von Haushaltsabfäl- 
len einer Prüfung zu unterziehen sind, wenn das nach 
Ansicht der Mitgliedstaaten ihrem Wesen nach erfor- 
derlich ist. 


2.2 

Im Rahmen der einzelstaathchen Rechtsvorschriften 
über den Umweltschutz und insbesondere der Vor- 
schriften über die Vermeidung oder Verringerung der 
Luftverunreinigungen und über die Abfallbewirt- 
schaftung wird die Verbrennung von Abfällen in allen 
Mitghedstaaten Bedingungen unterworfen, die auf 
eine Begrenzung der Auswirkungen auf die Gesund- 
heit und die Umwelt abzielen. Dennoch haben nur 
5 Mitgliedstaaten spezielle Vorschriften zur Vermei- 
dung der Luftverunreinigung durch Müllverbren- 
nungsanlagen erlassen. Diese Vorschriften unter- 
scheiden sich je nach Land sowohl in der Rechtsform 
als auch im Inhalt. 


2.3 

Im folgenden sollen die in einigen Mitgliedstaaten 
geltenden speziellen Vorschriften für die Müllver- 
brennungsanlagen zusammenfassend erläutert wer- 
den, wobei insbesondere auf die für die Vermeidung 
der Luftverunreinigung relevanten Aspekte einge- 
gangen wird. 


Frankreich 

Erlaß des Umweltministeriums betreffend die Ver- 
brennungsanlagen für Siedlungsabfälle vom 9. Juni 
1986 

Gilt für alle neuen Anlagen sowie für Anlagen, die 
erweitert und vom Zeitpunkt der Veröffentlichung des 
Erlasses an genehmigt worden sind. 

Dieser Erlaß legt fest: 

— Modalitäten der für diese Anlagen vorgeschriebe- 
nen Umweltverträglichkeitsprüfung ; 

— Kenngrößen und Verfahren zur Bewirtschaftung 
der gesammelten Abfälle; 

— folgende Verbrennungsbedingungen: 

— Temperatur von 750° C in der Verbrennungs- 
oder der Nachverbrennungskammer; 

— Sauerstoffgehalt in den Gasen von 7 % für die 
Dauer ihrer Verweilzeit und bei der vorge- 
schriebenen Temperatur; 

— Verweilzeit von mindestens zwei Sekunden un- 
ter den oben festgelegten Bedingungen; 

— CO-Gehalt in den Verbrennungsgasen von 
höchstens 100 mg/Nm^; 

— Kriterien für die Berechnung der Schornstein- 
höhe; 

— Kenngrößen der Meßvorrichtungen; 

— Bestimmungen über Lärm, Rückstände und Ab- 
wässer der Anlagen; 

— folgende Grenzwerte: 
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Schadstoff 

6 t/Std. 

1 bis 6 t/Std. 

1 t/Std. 

Staubteile 

50 mg/Nm^ 

150 mg/Nm3 

600 mg/Nm3 

HCl 

100 mg/Nm^ 

250 mg/Nm3 

— 

HC 

10 ppm 

10 ppm 

30 ppm 

Cu, Pb, Zn, 
Ni, Cr, Sn, 
Ag, Co, Ba 

5 mg/Nm3 

6 mg/Nm3 


Hg + Cd . 

0,3 mg/Nm3 

— 

— 

As 

1 mg/Nm3 

— 

— 


— Bestimmungen für die Zeiträume, in denen Störun- 
gen in den Reinigungsanlagen auftreten. 


Bundesrepublik Deutschland 

Erste allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Durch- 
führung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft — 
TA Luft), von der Bundesregierung am 28. Februar 
1986 beschlossen. 

Diese Verwaltungsvorschrift gilt für neue und für be- 
stehende, umgerüstete Anlagen. Sie sieht Fristen für 
die Anpassung der bestehenden Anlagen vor. 

Diese Vorschrift legt fest: 

— Modalitäten für die Bewirtschaftung der gesam- 
melten Abfälle; 

— zusätzliche Verbrennungssysteme; 

— folgende Verbrennungsbedingungen: 

— In der Nachbrennkammer muß für eine ausrei- 
chend lange Verweilzeit eine Temperatur von 
mindestens 800° C herrschen, 

— bei den oben festgelegten Bedingungen muß 
der Sauerstof fgehalt mindestens 6 % betragen, 

— der CO- Gehalt darf höchstens 100 mg/Nm^ und 
der Gehalt an organischen Verbindungen, aus- 
gedrückt in Gesamtmenge C, höchstens 20 mg 
betragen; 

— folgende Emissionsgrenzwerte: 


— Staubteile 

30 mg/Nm3 

- Cd + Hg 

0,2 mg/Nm3 

— As -f Co + Ni 

1 mg/Nm3 

— Sn + Pb + Cr + Cu + Mn Zn 

5 mg/Nm3 

- HCl 

50 mg/Nm3 

- HF 

2 mg/Nm3 

Vorschriften über die vorzunehmenden Messun- 


gen. 


Dänemark 

Leitfaden der Umweltschutzbehörde Nr. 3/1986 zur 
Kontrolle der Verunreinigungen durch Abfallverbren- 
nungsanlagen 

Die Bestimmungen des Leitfadens gelten für neue 
Anlagen und für bestehende, umgerüstete Anlagen, 


Sie legen fest: 

— Kenngrößen der zu behandelnden Abfälle und 
Modalitäten der Abfallbewirtschaftung in der An- 
lage; 

~ folgende Verbrennungsbedingungen: 

— 875° C in der Nachbrennkammer, 

— ein Sauerstoffgehalt von 6 bis 12%, 

— eine Verweilzeit von 2 Sekunden bei den oben- 
genannten Bedingungen, 

— ein CO-Gehalt von höchstens 100 mg/Nm^ (Ta- 
gesdurchschnitt) , 

— Verwendung von Zusatzbrennern; 

— folgende Emissionsgrenzwerte: 

— Staubteile 40 mg/Nm^ (Monatsdurchschnitt) 
— HCl 100 mg/Nm3 (Monatsdurchschnitt) 
— Cd 0,1 mg/Nm3 (Jahresdurchschnitt) 

— Pb 1,4 mg/Nm3 (Jahresdurchschnitt) 

— Hg 0,1 mg/Nm3 (Jahresdurchschnitt) 

— HF 2 mg/Nm3 (Jahresdurchschnitt) 

— SO 2 300 mg/Nm3 (Jahresdurchschnitt) 

— organische Verbindungen 

20 mg/Nm3 (Jahresdurchschnitt) 

— Erfahrungen bei der Überwachung und Mes- 
sung; 

— Betriebsanforderungen. 


Italien 

Ein interministerieller Erlaß vom 20. November 1985 
schreibt auf nationaler Ebene insbesondere die Ver- 
wendimg einer Nachbrennkammer vor, die die Ver- 
brennungsgase für die Dauer von 2 Sekunden bei ei- 
nem Sauerstoffgehalt von mindestens 6%, einer 
durchschnitthchen Geschwindigkeit der Gase beim 
Eintritt in die Brennkammer von mindestens 10 m/s 
und einem Mindestwert für die Reynoldssche Zahl 
von 60 000 auf eine Temperatur von 950° C bringen 
kann. 

Der Bau von Verbrennungsanlagen mit einer Nenn- 
kapazität von weniger als 100 Tonnen/Tag wird un- 
terbunden. Außerdem ist eine Anpassung der beste- 
henden Anlagen vorgesehen. 

Die Gesetze über die Vermeidung von Luftverunreini- 
gungen und die Gesetze über die Abfallbewirtschaf- 
tung gelten in bestimmten Zusammenhängen auch 
für die Verbrennungsanlagen. 

Niederlande 

Der niederländische Umweltminister hat am 1. Fe- 
bruar 1985 „Leitiinien" für die Verbrennung von Ab- 
fällen festgelegt, die an die für die Genehmigungen 
und für die Regionalpläne zuständigen Behörden ge- 
richtet sind. 
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Zur Vermeidung von Luftverunreinigungen schreiben 
diese Leitlinien unter anderem vor: 

— Verbrennungsbedingungen: Temperatur der Gase 
von 800° C für mindestens 2 Sekunden bei minde- 
stens 6% Sauerstoff; 

— folgende Emissionsgrenzwerte (0° C, 101,3 kPa, 


11% 02 ): 

Tagesdurch- 

schnitt 

Höchstwert 

— Staubteile 

50 

75 

- HCl 

50 

75 

- HF 

3 

5 

- Pb + Zn 

5 

3 

- Cd 

0,1 

— 

- Hg 

0,1 

- 

Bestimmungen für 

die vorzunehmenden Messun- 


gen. 

3. Die Emissionen der Abfallverbrennungsanlagen 
in der Gemeinschaft 

3.1 

Die Art und Menge der von den Verbrennungsanla- 
gen emittierten Schadstoffe hängt im allgemeinen von 
den Eigenschaften der verbrannten Abfälle und von 
den Kenngrößen der Anlage sowie von den Reini- 
gungsanlagen für die Verbrennungsgase ab. 

Bei den kleinen Anlagen, die zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt in der Mehrzahl der Fälle lediglich mit rudi- 
mentären Entstaubungsanlagen ausgestattet sind, 
hängt die Schadstoffemission in erster Linie nie von 
der Zusammensetzung der verbrannten Abfälle ab; 
bei einigen großen Anlagen hingegen, die über Filter- 
und Gaswaschanlagen verfügen, werden die Kenn- 
größen der Emissionen durch die Effizienz dieser Vor- 
richtungen bestimmt. 

Die wichtigsten, d. h. die am häufigsten auf tretenden 
und gefährlichsten Schadstoffe in den Emissionen von 
Verbrennungsanlagen sind: 


— Staubteile 

— Schwermetalle (Pb, Cd, Hg, . . .) 

— Chlor 

— Fluor 

All diese Schadstoffe sind unmittelbar von der Zusam- 
mensetzung bestimmter Brennmaterialien abhängig. 

Ferner findet man in den Emissionen von Verbren- 
nungsanlagen auch Spuren polychlorierter aromati- 
scher Verbindungen (Dioxine), die im Verlaufe des 
Verbrennungsprozesses nach bisher nur unzurei- 
chend bekannten Mechanismen aus bestimmten Zwi- 
schenstoffen entstehen können. 

Die untenstehende Tabelle gibt in etwa die typischen 
Konzentrationen für die wichtigsten Schadstoffe in 
den Verbrennungsgasen von Müllverbrennungsanla- 
gen an. Diese Daten sind auf der Grundlage der in der 
Fachliteratur aufgeführten Meßergebnisse erstellt 
worden. 

3.2 

Die Kommission hat die Emissionswerte von verschie- 
denen Schadstoffen aus Müllverbrennungsanlagen in 
der Gemeinschaft berechnet; bei dieser Berechnung 
wurden für die verschiedenen Anlagenkategorien, 
die den derzeit betriebenen Anlagenbestand ausma- 
chen, die Menge der verbrannten Abfälle, die Be- 
triebskenngrößen der jeweiligen Anlage sowie die 
Leistungsparameter der Gasreinigungsanlagen be- 
rücksichtigt. Man gelangt dabei zu folgenden Grö- 
ßenordnungen; 


Für die gesamte EG 


Staubteile 

28 KTonne/Jahr 

Pb 

570 Tonne/Jahr 

Cd 

31 Tonne/Jahr 

Hg 

68 Tonne/Jahr 

HCl 

144 KTonne/Jahr 

HF 

1 150 Tonne/Jahr 


(mg/Nm^) 


Schadstoff 

Vor der Reinigung 

Fhehkraftabscheider 

Elektrofilter 

Elektro- 
füter und 
Wasch- 
anlage 

Elektro- 
filter und 
Trocken- 
behand- 
lung 

min. 

max. 

Durch- 

schnitts- 

wert 

min. 

max. 

Durch- 

schnitts- 

wert 

min. 

max. 

Durch- 

schnitts- 

wert 

Durch- 

schnitts- 

wert 

Durch- 

schnitts- 

wert 

Staubteile 

1 500 

8 000 

3 000 

300 

2 000 

500 

50 

150 

100 

50 

50 

HCl 

400 

2 200 

1 150 

400 

2 200 

1 150 

400 

2 200 

1 150 

50 

50 

HF 

5 

20 

9 

5 

20 

9 

5 

20 

9 

1 

1 

so, 

200 

2 000 

500 

200 

2 000 

500 

200 

2 000 

500 

100 

250 

NO, 

150 

650 

250 

150 

650 

250 

150 

650 

250 

150 

150 

Pb 

6 

55 

30 

2 

13 

9 

0.1 

6 

3 

1.0 

0.2 

Cd 

0.3 

3.6 

1.8 



0.3 

0.01 

0.7 

0.2 

0,04 

0.02 

Hg 

0,1 

1.1 

0.5 

0.1 

1.1 

0.5 

0.1 

1.1 

0.5 

0.3 

0.05 
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Die fraglichen Emissionen stammen in der Hauptsa- 
che aus größeren Verbrennungsanlagen, wie die 
nachstehende Tabelle zeigt: 


Für die gesamte EG 


Schadstoff 

% der Emissionen 
für eine Nennkapazität von: 

0 bis 1 VStd. 

1 bis 6 t/Std. 

6 t/Std. 

Staubteile 

7 

37 

56 

Pb 

3 

27 

70 

Cd 

4 

23 

73 

Hg 

1 

13 

87 

HCl 

1 

14 

85 

HF 

1 

14 

86 


4. Begründung und Zielsetzung der Richtlinie 


4.1 

Die Analyse der gegenwärtigen Situation im Bereich 
der Verbrennungsanlagen läßt erkennen, daß auf Ge- 
meinschaftsebene folgende Ziele anzustreben sind: 

a) Für die neuen Anlagen muß präzisiert werden, 
welchen Anforderungen die Verfahren zur Ver- 
meidung von Emissionen gemäß der Richtlinie 
360/84 genügen müssen. Dieses Ziel kann insbe- 
sondere durch die Anwendung der Bestimmimgen 
von Artikels der genannten Richtlinie erreicht 
werden, die in bestimmten Fällen eine Festsetzung 
von Emissionsgrenzwerten durch den Rat vorse- 
hen. Ein solches Vorgehen trägt zur Harmonisie- 
rung der mindestens zu ergreifenden Schutzmaß- 
nahmen in der Gemeinschaft bei. 

b) Für die bestehenden Anlagen müssen ein Rahmen 
sowie Fristen für die in Artikel 13 der Richtlinie 
360/84 vorgesehene Anpassung von Anlagen zur 
Beseitigimg von Abfällen durch Verbrennung fest- 
gelegt werden. Dieser Rahmen wird dazu beitra- 
gen, daß binnen zehn Jahren — mit einer Zwi- 
schenetappe nach fünf Jahren — nach Inkrafttre- 
ten der Richtlinie die Situation zahlreicher Ver- 
brennungsanlagen, die gegenwärtig nicht mehr 
dem Stand der Technik entsprechen, deutlich ver- 
bessert werden kann. 


4.2 

Müllverbrennungsanlagen können erhebtiche Luft- 
verunreinigungen verursachen. Aus diesem Grund 
werden in einigen Mitgliedstaaten besondere Kon- 
trollen vorgenommen. 

Der Rat hat diese Anlagen den Industrieanlagen 
gleichgestellt, für die eine vorherige Genehmigung 
erforderhch ist und die insbesondere die „beste ver- 
fügbare Technologie" zur Vermeidung von Luftver- 
unreinigungen einsetzen müssen. 

Ferner ist für diese Anlagen eine Prüfung gemäß der 
Richtlinie 85/337 vorgesehen, sofern sie nach Ansicht 


der zuständigen Behörden entscheidende Auswir- 
kungen auf die Umwelt mit sich bringen. 

Die wichtigsten Schadstoffe, die sich möglicherweise 
auf die Gesundheit und die Umwelt auswirken kön- 
nen, sind: 

— Schwermetalle, insbesondere Pb, Cr, Cu, Mn, Ni, 
Cd, Hg und As, deren Toxizität und Ökotoxizität 
bekannt sind; 

— Chlor und Fluor, die säurebildende Elemente 
sind; 

— Dioxine, die in Abschnitt 4.3 ausführhch erläutert 
werden. 


4.3 

Die Probleme im Zusammenhang mit den eher „klas- 
sischen" Schadstoffen (Schwermetalle, Chlor, . . .) 
sind wohlbekannt und bedürfen keiner speziellen Er- 
läuterungen. Was jedoch die Dioxin- und Furanemis- 
sionen aus Verbrennungsanlagen anbelangt, so sei an 
dieser Stelle auf einige jüngste Feststellungen der 
Weltgesundheitsorganisation hingewiesen: 

„1. Die Emissionsgrenzwerte für PCDD und PCDF 
aus Verbrennungsanlagen für feste Siedlungsab- 
fälle schwankt erhebhch. Welche Faktoren für 
diese Schwankungen verantwortlich sind, ist je- 
doch noch nicht hinreichend geklärt. Untersu- 
chungen haben jedoch ergeben, daß effizient ar- 
beitende Anlagen zur Verbrennung von kommu- 
nalem Klärschlamm (KKS) und von festen Sied- 
lungsabfällen (FSA) 2) durchweg niedrigere Emis- 
sionswerte für PCDD und PCDF aufweisen als äl- 
tere oder schlecht gewartete und ineffizient arbei- 
tende Anlagen. 

2. Die vorliegenden Daten deuten darauf hin, daß 
hohe Temperaturen, angemessene Verweilzeiten, 
hohe Turbulenzen imd Sauerstoff Überschuß, die 
zusammengenommen gute Verbrennungsbedin- 
gungen darstellen, für die niedrigen PCDD- und 
PCDF-Emissionswerte verantwortlich sein dürf- 
ten. 

3. Die toxischste der PCDD- und PCDF-Verbindun- 
gen, das 2,3,7,8-TCDD, stellt nur einen unwesent- 
hchen Teil der Gesamtemissionen von KKS- und/ 
oder FSA- Verbrennungsanlagen dar. 

4. Die wenigen bisher vorliegenden Daten über die 
Emissionswerte für PCDD und PCDF von KKS- 
Verbrennungsanlagen deuten darauf hin, daß 
diese Werte deutlich niedriger hegen als die 
Werte von FSA-Verbrennungsanlagen. Untersu- 
chungen bei Verbrennungsanlagen mit Wirbel- 
schichtverfahren haben ergeben, daß die PCDD- 
imd PCDF-Emissionen am Rande oder sogar un- 
terhalb der Nachweisgrenzen hegen. 


1) KKS: Kommunaler Klärschlamm 

2) Feste Siedlungsabfälle 


9 




Drucksache 11/5170 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


5. Den vorhegenden Daten zufolge könnten die 
PCDD- und PCDF-Emissionen durch den Einsatz 
geeigneter Vorrichtungen zur Kontrolle der säu- 
rebildenden Gase wahrscheinhch erhebhch ge- 
senkt werden und Werte unterhalb der niedrig- 
sten in der vorhegenden Analyse angenommenen 
Werte erreichen. 

6. Selbst für Personen, die in den Gebieten mit den 
höchsten Emissionswerten leben, scheint die In- 
halation von Emissionen aus effizient arbeitenden 
KKS- und/oder FSA-Verbrennungsanlagen nur in 
geringem Maße zu der täghch aufgenommenen 
Gesamtmenge an PCDD und PCDF beizutra- 
gen. 

7. In welchem Maße derartige Verbrennungsanla- 
gen über indirekte Expositionswege — wie bei- 
spielsweise die Nahrungsmittelkette — zu der 
Gesamtbelastung des Menschen durch PCDD 
und PCDF beitragen, kann derzeit nicht angege- 
ben werden. In bestimmten Situationen scheint 
dieser Beitrag jedoch erhebhch zu sein. 

8. Das Verhältnis zwischen den in der Umwelt und 
beim Menschen festgelegten PCDD- und PCDF- 
Werten einerseits und den zahlreichen potentiel- 
len Umweltverschmutzungsquellen andererseits 
ist nicht geklärt. Einige Daten deuten in bestimm- 
ten geographischen Gebieten auf das Vorhanden- 
sein von PCDD und PCDF sowohl in biotischen als 
auch in abiotischen Spezies hin. Es bestehen je- 
doch erhebliche profilbedingte Unterschiede, je 
nachdem, ob die Stoffe in der Umwelt (im Boden 
und in Sedimenten) oder in lebenden Organismen 
festgesteUt worden sind. 

9. Die wenigen verfügbaren Daten über die relativ 
einheithchen PCDD- und PCDF-Werte in 
menschlichem Fettgewebe deuten darauf hin, daß 
ein gewisser indirekter Einfluß besteht. 

10. Daten über die Auswirkungen der PCDD- und 
PCDF-Emissionen aus KKS- und/oder FSA-Ver- 
brennungsanlagen auf die menschhche Gesund- 
heit hegen bisher nicht vor. Ebenfalls unbekannt 
ist das Ausmaß der Belastung des Menschen 
durch derartige Emissionen. Aus Berichten über 
die Belastung von Arbeitern durch sehr hohe Kon- 
zentrationen läßt sich der Schluß ziehen, daß die 
Emissionen aus Verbrennungsanlagen unterhalb 
dieser Konzentrationen hegen. " 

Die oben genannte Organisation hat folgende Emp- 
fehlungen ausgesprochen: 

„1. Bei der Auswahl der geeigneten Verbrennungs- 
technologie sollte das Herkunftsgebiet, die Quan- 
tität und die Quahtät der Abfälle in angemessener 
Form berücksichtigt werden. 

2. Um die Kriterien für die Festlegung der Betriebs- 
bedingungen von Verbrennungsanlagen zu ver- 
feinern und damit die PCDD- und PCDF-Emissio- 
nen besser kontrolheren zu können, sollte eine 
bessere, umfassendere wissenschaftliche Daten- 
bank erstellt werden. 

3. Die Bewertung von PCDD- und PCDF-Emissio- 
nen sollte auf einer Reihe von Messungen der 


Emissionswerte von Verbrennungsanlagen sowie 
auf der Aufzeichnung über die entsprechenden 
Betriebsbedingungen beruhen. 

4. Zur Vahdierung von Probeentnahmetechniken 
und Analysemethoden bei der Messung von 
PCDD- und PCDF-Emissionen aus Verbren- 
nungsanlagen sohten weitere Untersuchungen 
durchgeführt werden. 

5. Die Instahation von Zusatzbrennem sollte erwo- 
gen werden, wenn die Art oder die Zusammenset- 
zung von Abfällen oder aber der Betrieb einer 
Verbrennungsanlage darauf hindeutet, daß die 
Aufrechterhaltung angemessener Temperaturen 
und bestimmter anderer Betriebsbedingungen 
Probleme aufwerfen könnten. 

6. Der Bau kleiner Verbrennungsanlagen sohte un- 
terbunden werden, wenn — unter Berücksichti- 
gung des Kosten-Nutzen-Verhältnisses — kein 
geeignetes und entsprechend geschultes Personal 
bereitgestellt werden kann. 

7. Im Fähe einer Klärschlamm Verbrennung sollten 
die physikahschen und chemischen Merkmale, 
die den kommunalen Klärschlamm vom festen 
Siedlungsabfall unterscheiden, berücksichtigt 
werden. 

8. Der Klärschlamm ist vor der Verbrennung ent- 
sprechend aufzubereiten, um eine effiziente Ver- 
brennung — allein oder in Verbindung mit festen 
Siedlungsabfällen — zu gewährleisten. 

9. Durch zusätzhche Kontrollen sollte das Ausmaß 
der Belastung des Menschen durch PCDD und 
PCDF in der gesamten Bevölkerung festgestellt 
werden. 

10. Anhand von Untersuchungen sollte die relative 
Bedeutung von Verbrennungsanlagen als Quelle 
für das Vorhandensein von PCDD und PCDF im 
menschhchen Körper abgeschätzt werden. 

11. Anhand von Erhebungen sollte versucht werden, 
alle die Gruppen festzustellen, die durch PCDD 
und PCDF aus Verbrennungsanlagen besonders 
stark belastet sein könnten, um etwaige Auswir- 
kungen auf die Gesundheit abschätzen zu kön- 
nen. 

12. Anhand zusätzlicher Untersuchungen sollten die 
Wege der Umweltbelastung durch PCDD und 
PCDF aus Verbrennungsanlagen sowie ihre Aus- 
wirkungen auf die Gesundheit besser geklärt 
werden. 

13. Die Auswirkungen von Verbrennungsanlagen 
auf die Gesundheit und die lokale Umwelt sollten 
von Fall zu Fall beurteilt werden. 

14. Angesichts der wenigen verfügbaren Daten über 
die Belastung des Menschen durch PCDD und 
PCDF aus KKS- und/oder FSA-Verbrennungsan- 
lagen und anderen Quellen, angesichts der Tatsa- 
che, daß das Konzept der toxischen Äquivalenz 
verschiedener PCDD- und PCDF-Isomere und 
-Homologe mit Unsicherheiten behaftet ist, und 
angesichts der großen Bandbreite der berechne- 
ten Emissionswerte sollte die Bewertung der Bela- 
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stung des Menschen mit zunehmender Informa- 
tion und besserem Verständnis ständig überprüft 
werden. " 


4.4 

Die verfügbaren Technologien ermöglichen eine er- 
hebliche Verringerung der Schadstoffemissionen von 
Müllverbrennungsanlagen. Zu diesen Verfahren ge- 
hören; 

— Elektrofilter, Stoffilter für die in den Emissionen 
enthaltenen Staub teile und Schwermetalle; 

— Gaswaschanlagen (feucht oder trocken) für Hg, 
HCl und HF; 

— Kontrolle der Verbrennungsbedingungen und, 
wenn nötig, Einsatz einer Nachbrennkammer für 
die polychlorierten organischen Mikroschadstoffe. 
Auch die Wasch- und Entstaubungsanlagen tra- 
gen zur Verringerung dieser Emissionen bei. 

Die Kosten für diese Verfahren hängen von der Effi- 
zienz der erforderlichen Abscheidung sowie von den 
jeweihgen Betriebsbedingungen einer gegebenen 
Anlage ab. 

Die Umrüstung der bestehenden Anlagen wirft zwar 
im allgemeinen keine größeren technischen Probleme 
auf, doch kann der Aspekt der Wirtschafthchkeit bei 
Verbrennungsanlagen, die über eine geringe Restnut- 
zungsdauer verfügen und unter speziellen Bedingun- 
gen betrieben werden, von ausschlaggebender Be- 
deutung sein. Was die Investitionen anbelangt, so 
spielt — insbesondere im Fall von Gaswaschanla- 
gen — die Größe der Anlage für die Rentabihtät der 
zur Vermeidung von Emissionen bereitgestellten Mit- 
tel eine wichtige RoUe. 

Die Einschätzung der im Zusammenhang mit der 
Richtlinie anfallenden Kosten wird in dem Kapitel vor- 
genommen, das der Erläuterung der Artikel gewidmet 
ist. 


5. Erläuterung der Artikel und Schätzung der 
Kosten 

5.1 Neue Anlagen 
Artikel 1 

Dieser Artikel enthält die zur Beurteilung der Anlage 
nötigen Definitionen. Einige dieser Definitionen sind 
von anderen vom Rat beschlossenen Rechtstexten ab- 
geleitet und bedürfen keiner weiteren Erläuterung. 

Was den Anwendungsbereich anbelangt, so wird per 
Definition festgelegt, daß lediglich die Abfälle erfaßt 
werden, die aufgrund ihrer Zusammensetzung dem 
Hausmüll zugerechnet werden können. Ausgeschlos- 
sen sind chemische Abfälle, toxische Abfälle, Sonder- 
abfälle und Klärschlamm. 

Ebenfalls ausgeschlossen sind Anlagen, die überwie- 
gend andere Brennstoffe verwenden. 


Die Richthnie gilt jedoch für Öfen, die überwiegend 
die von Abfällen abgeleiteten Brennstoffe verwen- 
den. 


Artikel 2 

Dieser Artikel legt fest, daß die vorherige Genehmi- 
gung, der der Betrieb neuer Müllverbrennungsanla- 
gen gemäß der Richtlinie 75/442/EWG (Bewirtschaf- 
tung von Abfällen) und 84/360/EWG (Luftverunreini- 
gung durch Industrieanlagen) unterworfen ist, die in 
der Richthnie festgelegten Bedingungen vor- 
schreibt. 

Dieser Artikel 2 erinnert außerdem daran, daß die 
Richthnie 84/360/EWG vorschreibt, daß für die neuen 
Verbrennungsanlagen aUe notwendigen Vorkeh- 
rungsmaßnahmen getroffen werden müssen, um eine 
Luftverunreinigung zu vermeiden. Dies bedeutet, daß 
für den FaU, daß die in der Richthnie festgelegten 
Emissionsgrenzwerte nicht ausreichen, um in einer 
bestimmten Situation eine signifikante Luftverunrei- 
nigung zu verhindern, zusätzhche Maßnahmen zu er- 
greifen sind. 


Artikel 3 

In diesem Artikel sind die für die neuen Verbren- 
nungsanlagen geltenden Emissionsgrenzwerte fest- 
gelegt. 

Diese Grenzwerte werden ausgedrückt als Konzen- 
trationen in mg/m^ und beziehen sich auf die festge- 
legten Druck- und Temperaturbedingungen sowie 
auf einen 02-Anteil von 11 % (oder einem C02-Gehalt 
von 9%, was gleichbedeutend ist) als wasserfreies 
Gas. 

Bei den Staubteilen richtet sich der Wert nach der 
Anlagengröße, um so bei den kleineren Anlagen 
überhöhte Investitionen zu verhindern, die hinsicht- 
hch der Kosten für die Ausscheidung pro Tonne 
Schadstoff wenig rentabel wären. 

Der Einsatz eines Elektrofilters ist in jedem Fall erfor- 
derhch. Die für diese Vorrichtung vorgeschriebene 
Effizienz (und damit die Kosten) richten sich jedoch 
nach der Größe. 

Die für die Schwermetalle vorgesehenen Werte vari- 
ieren je nach der durch sie hervorgerufenen Gefähr- 
dung der Gesundheit und der Umwelt. 

Für Cd, Hg und — in geringerem Maße auch — für Ni 
und As sind äußerst strenge Kontrollen durchzufüh- 
ren. 

Für die übrigen Schwermetalle ist ein Gesamtwert 
von 5 mg festgelegt worden (man hat sich dabei auf 
die wichtigsten, d. h. die am häufigsten emittierten 
und gefährhchsten Schwermetalle beschränkt). 

Diese Konzentrationen können im allgemeinen durch 
den Einsatz einer effizient arbeitenden Entstaubungs- 
anlage mit Elektrofilter und — im Falle von Hg — 
durch eine ausreichende Reinigung der Gase (feuchte 
oder trockene Waschung) erreicht werden. 
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Im Falle von HCl und HF sollte aus den gleichen Grün- 
den, wie sie für die Staubteile dargelegt worden sind, 
eine Differenzierung je nach Anlagengröße vorge- 
nommen werden. 

Für die Gasreinigung gibt es verschiedene Verfahren, 
die sich hinsichthch ihrer Effizienz und ihrer Kosten 
unterscheiden. Es muß also genügend Flexibilität ein- 
geräumt werden, um einen größtmöglichen Gesamt- 
nutzen der getätigten Investitionen zu gewährlei- 
sten. 

Der festgelegte Schwefeldioxidgehalt läßt sich sogar 
mit einer nur rudimentären Reinigung der Verbren- 
nungsgase einhalten. 

Die festgelegten Emissionsgrenzwerte gelten nicht für 
alle Schadstoffe, die eine Gefahr für die Gesundheit 
und für die Umwelt darstellen könnten. Die Behörden 
müssen also unter Berücksichtigung der speziellen 
Anforderungen in bestimmten Fällen Grenzwerte für 
andere Schadstoffe festlegen. 


Artikel 4 

Um zum einen die hygienischen Anforderungen und 
zum anderen aber auch die Emission von polychlorier- 
ten organischen Verbindungen zu vermeiden, müssen 
gute Verbrennungsbedingungen herrschen. 

Die organischen Stoffe müssen vollständig zersetzt 
und oxidiert werden. 

Parameter, mit Hilfe derer die Qualität der Verbren- 
nung unter diesem Aspekt kontrolliert werden kann, 
sind: die Temperatur, die Verweilzeit der Gase bei der 
Temperatur und der Sauerstoffgehalt. Darüber hinaus 
gibt es bestimmte Daten, die eine Überprüfung der 
Ergebnisse ermöglichen, nämlich: der CO-Gehalt und 
die Gesamtmenge an Kohlenstoff in den Emissio- 
nen. 

Es ist nachdrückhch darauf hinzuweisen, daß die 
Quahtät der Verbrennung durch die Gesamtheit die- 
ser Faktoren sichergestellt wird. 

Die vorgeschlagenen Werte entsprechen insgesamt 
betrachtet einem hohen Niveau an Schutz gegenüber 
den PCDD- und den PCDF-Emissionen. 

Es muß jedoch dafür gesorgt werden, daß die techno- 
logische Entwicklung in Zukunft bei den herkömmli- 
chen Verbrennungsöfen MögÜchkeiten zur Vermei- 
dung der fraglichen Emissionen durch den Einsatz 
anderer als der in der Richtlinie festgelegten Mittel 
schafft. Aus diesem Grund sind gemäß Artikel 4 
Abs. 3 Abweichungen möghch, wenn im Bereich der 
Öfen oder der Reinigungsanlagen für die Verbren- 
nungsgase neuartige technische Verfahren einge- 
führt werden. 


Artikel 5 

In diesem Artikel werden die Grenzwerte imd die 
übrigen in der Richtlinie festgelegten Parameter nä- 
her erläutert. 


Es ist darauf hinzuweisen, daß dieser Artikel für die 
laufend gemessenen Konzentrationen ein gewisses 
flexibles Vorgehen ermöglicht, damit zum einen die 
Schwankungen infolge der Betriebsbedingungen der 
Anlagen berücksichtigt, gleichzeitig aber auch be- 
stimmte Höchstwerte eingehalten werden können. 


Artikel 6 

Dieser Artikel legt fest, welche Messungen bei neuen 
Verbrennungsanlagen vorzunehmen sind. 

Die Staubteile insgesamt sowie HCl, CO und Sauer- 
stoff sind fortlaufend zu messen. Entsprechende Meß- 
verfahren sind inzwischen festgelegt und werden für 
diese Stoffe weitgehend eingesetzt. Die laufende 
Messung von Schwermetallen ist jedoch nicht mög- 
üch, die laufende Messung von HF, SO 2 und organi- 
schen Verbindungen nicht unbedingt erforderüch. 
Aus diesem Grund werden für diese Fälle periodische 
Messungen vorgeschrieben. Es obliegt den zuständi- 
gen Behörden, unter Berücksichtigung der speziellen 
Betriebsbedingungen jeder Anlage Einzelheiten für 
die vorzunehmenden Messungen festzulegen. Es er- 
scheint weder notwendig noch sinnvoll, im Rahmen 
dieser Richtiinie detaillierte Vorschriften für die Mes- 
sungen zu erlassen. 

Des weiteren sind Vorschriften für die Messung der 
nachfolgend genannten Parameter enthalten: Tempe- 
ratur, Wasser dampf. Diese Parameter sind für die 
Kontrolle der geltenden Auflagen unerläßhch. Dar- 
über hinaus muß die Einhaltung der vorgeschriebe- 
nen Verweilzeit — zumindest zum Zeitpunkt der Er- 
teilung der Betriebsgenehmigung — überprüft wer- 
den, wobei insbesondere die Kenngrößen der Anlage 
zu untersuchen sind. 


Artikel 7 

Jede Verbrennungsanlage ist mit Zusatzbrennern 
auszustatten, damit bei allen Betriebsbedingungen, 
einschließlich während der Anlaufphase und beim 
Abschalten der Anlage, die entsprechenden Tempe- 
raturen eingehalten werden können. 

Ein systematisches Zurückgreifen auf die Brenner ist 
jedoch zu vermeiden. 

In einem solchen Fall hätte man es mit Abfällen und/ 
oder Betriebsbedingungen zu tun, die nicht mehr den 
Anforderungen einer angemessenen Verbrennung 
entsprechen würden. 


Artikel 8 
Artikel 8 Abs. 1 

Hier wird festgelegt, welche Maßnahmen im Falle 
einer Überschreitung der Grenzwerte zu treffen sind, 
um wieder angemessene Betriebsbedingungen her- 
zustellen. 
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Artikel 8 Abs. 2 

Dieser Absatz enthält Bestimmungen für den Betrieb 
der Anlage im Falle von Störungen in den Reinigungs- 
anlagen. 


Artikel 9 

Die Informationen über die Auflagen für die Verbren- 
nungsanlagen und die erzielten Ergebnisse sind der 
Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 

Dadurch soll zunächst einmal dafür gesorgt werden, 
daß die Betreiber von Verbrennungsanlagen sich ge- 
genüber der Öffentlichkeit unmittelbar verantwort- 
lich fühlen. Zum anderen will man damit transparen- 
tere Bedingungen schaffen, die die Akzeptanz dieser 
Art der Abfallaufbereitung in der Öffentlichkeit erhö- 
hen sollen. 


Artikel 10 

Dieser Artikel ermöglicht die Abweichung von eini- 
gen Bestimmungen der Richthnien bei sehr kleinen 
Anlagen, die vor allem in den Fremdenverkehrsregio- 
nen, wo die Müllerzeugung sehr starken jahreszeitii- 
chen Schwankungen unterliegt, für die Müllbeseiti- 
gung notwendig sind. In einigen Fällen gibt es unter 
derartigen Voraussetzungen keine andere Möglich- 
keit der Müllbeseitigung. Bei diesen kleinen Anlagen 
mit einem sehr niedrigen Auslastungsgrad über das 
ganze Jahr betrachtet würde die Installation von Anla- 
gen zur Reinigung der Emissionen entsprechend den 
in der Richtlinie festgelegten Bedingungen zu unver- 
tretbar hohen Kosten führen. 

Der für die Staubteile geltende Grenzwert von 
350 mg/m^ kann jedoch durch einfache Entstau- 
bungsanlagen erreicht werden. 


Artikel 11 
Artikel 11 Abs. 1 

Dieser Absatz sieht vor, daß bei der Genehmigung der 
Anlagen nicht nur die in der Richtiinie festgelegten 
Bedingungen erfüllt sein müssen, sondern daß die 
Behörden darüber hinaus die erforderhchen Kontrol- 
len zur Überprüfung der Einhaltung dieser Bedingun- 
gen durchführen müssen. 

Artikel 11 Abs. 2 

Bei dieser Bestimmung geht es um die Anpassung der 
Anlage an den technischen Fortschritt, wobei keine 
überhöhten und ungerechtfertigten Kosten entstehen 
dürfen. 


Artikel 12 

Für größere Anlagen ist eine Umweltverträglichkeits- 
prüfung gemäß den Bestimmungen der Richtlinie 
85/337 vorgeschrieben. 


Gemäß dieser Richtlinie ist es Aufgabe der Mitglied- 
staaten festzulegen, wann die Kenngrößen einer Ver- 
brennungsanlage eine solche Prüfung erforderlich 
machen. 

Diese Auflage gilt ab einer Kapazität von 5 t/Std., was 
bei einer Auflage, in der drei Schichten gefahren wer- 
den, einer Kapazität von 120 t/Tag für eine Bevölke- 
rung von 100 000 bis 150 000 Personen entspricht. 

Es handelt sich also um eine sehr große Anlage, die 
erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt haben 
kann, selbst wenn die übrigen in der Richtlinie festge- 
legten Anforderungen zur Vermeidung der Luftver- 
unreinigung erfüllt sind. 

Dank dieser Auflage können die verschiedenen 
Aspekte des Umweltschutzes mit in das Genehmi- 
gungsverfahren einbezogen werden (Wasser, Boden, 
Luft, Lärm, Landschaft, Geruchs ent Wicklung, Pro- 
bleme im Zusammenhang mit der Beförderung, der 
Lagerung und der Vorbehandlung der zu verbrennen- 
den Abfälle, Verbrennungsrückstände . . .). 

Nur mit Hilfe dieser Bewertung können die speziellen 
Normen für die Abgabe von Schadstoffen in die Luft in 
ein umfassendes, vorbeugendes und mehrere Medien 
beinhaltendes Verfahren einbezogen werden. 


Artikel 13 

Je nach Art und Gegenstand der Bestimmungen die- 
ser Richtiinie können die Mitghedstaaten zum 
Schutze der Umwelt und unter Einhaltung der Bestim- 
mungen des Vertrages strengere Maßnahmen vor- 
schreiben. 


5.2 Bestehende Anlagen 
Artikel 1 

Siehe Erläuterungen zu Artikel 1 der Richtlinie für 
neue Anlagen. 


Artikel 2 

Im Rahmen der in Artikel 13 der Richtlinie 84/360 fest- 
gelegten Zielsetzungen sind zwei Stufen für die An- 
passung bestehender Verbrennungsanlagen vorgese- 
hen; 

— alle Anlagen, die vor dem 30. Juni 1989 genehmigt 
werden, müssen bis spätestens 30. Juni 1994 die in 
den Artikeln 3 bis 9 der Richtlinie festgelegten 
Mindestanforderungen erfüllen; 

— alle diese Anlagen müssen bis spätestens 30. Juni 
1989 alle die für „neue" Anlagen geltenden Anfor- 
derungen erfüllen. 

Dies bedeutet, daß für die weniger leistungsfähigen 
Anlagen ein „Aufschub" von fünf Jahren gewährt 
wird. Nach Ablauf dieser Frist muß die Anlage entwe- 
der umgerüstet oder ihr Betrieb eingestellt werden. 
Diese Entscheidung wird im Lichte der Restnutzungs- 
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dauer und der übrigen technischen und wirtschaftii- 
chen Parameter gefällt. 

Anlagen, die über eine Restnutzungsdauer verfügen, 
die ihren Betrieb auch nach dem 30. Juni 1989 noch 
ermöghchen würde (sofern die technischen und wirt- 
schafthchen Voraussetzungen erfüllt sind), müssen 
bereits in der ersten Phase so umgerüstet werden, daß 
sie alle die für neue Anlagen geltenden Anforderun- 
gen erfüllen. Die Bestimmungen dieser Richtiinie sind 
also so abgefaßt, daß der Prozeß der Umrüstung sämt- 
ücher bestehender Verbrennungsanlagen koordiniert 
und rationell durchgeführt werden kann. 


Artikel 3 

In diesem Artikel werden die Emissionsgrenzwerte für 
die Staubteile festgelegt, die von Anlagen unter- 
schiedhcher Größe einzuhalten sind. 

Die vorgeschlagene Differenzierung trägt der Not- 
wendigkeit Rechnung, keine unangemessenen hohen 
Kosten oder größere technische Schwierigkeiten her- 
vorzurufen. 

Für die Anlagen mit einer Nennkapazität von minde- 
stens 1 t/Std. ist die Verwendung eines Elektrofilters 
vorgeschrieben. 

Bei kleineren Anlagen genügen Multizyklone, um die 
Einhaltung des festgelegten Grenzwertes sicherzu- 
stellen. 


Artikel 4 

Siehe Erläuterungen zu Artikel 4 der Richthnie für 
neue Anlagen. Im Unterschied zu den Bestimmungen 
für die neuen Anlagen legt diese Richthnie keine Auf- 
lagen für die Emissionen von Kohlenstoff insgesamt 
fest, um die Kontrolle dieser Anlage nicht übermäßig 
zu komphzieren. 


Artikel 5 und 6 

Siehe Erläuterungen zu den Artikeln 5 und 6 der 
Richthnie für neue Anlagen. 

Die Anforderungen, die im Vergleich zu den Anforde- 
rungen für die neuen Anlagen einfacher abgefaßt 
sind, betreffen die vorzunehmenden Messungen und 
die Interpretation der Ergebnisse. 


Artikel 7, 8, 9, 10, 11 

Siehe Erläuterungen zu den entsprechenden Artikeln 
der Richthnie für neue Anlagen. 


5.3 Kostenschätzung in Verbindung mit der 

Anwendung der vorgeschlagenen Richtlinien 

Eine genaue und detaiUierte Schätzung der anfaUen- 
den Kosten in Verbindung mit den vorgeschlagenen 
Richthnien ist nicht möghch wegen der vielen Unge- 
wißheiten bezüghch der Entwicldungen in diesem Be- 
reich. Diese Ungewißheiten würden, im FaUe eines 
Versuchs, die Kosten zu schätzen, willkürliche und 
ungerechtfertigte Hypothesen erfordern. 

Hingegen ist es möghch, Informationen über wirt- 
schafthche Basisangaben bezüghch MüUverbren- 
nungsanlagen und Vorrichtungen für die Verringe- 
rung der Emissionen, die für den Respekt der durch 
die Richthnie auf erlegten Forderungen notwendig 
sind, als Anhaltspunkt vorzulegen. 

Die folgenden graphischen Darstellungen und Tabel- 
len, die einem für die Kommission verfaßten Bericht 
entnommen wurden, fassen diese Angaben zusam- 
men. 
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Investments costs for medium and large size solid municipal waste incinerators 


Millions ECU 



Capacity (t/h) 


ECUS/tons 



Capacity x 1 000 t/year 


System (2) 

Ecu/ton 

Dry 

40 

Semi-dry 

50 

Wet 

42 


(1 ) 500 000 tons/year incinerator 

(2) including particle removal 


Electrostatic filters: 4,7 % 


(10ECUS/ton) 



HC! removal 
“semi-dry System”: 18 % 

(40 ECUS/ton) 
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Operating costs for medium and large size solid municipal waste incinerators 

Millions ECUS/year 



Capacity (t/h) 


ECUS/ton 



Capacity x 1 000 Vyear 


Electrostatic filter: 9,5 % 



16 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/5170 


THOUSAND ECU 1986 

WET SYSTEM 

SEMI- 

DRY SYSTEM 

DRY SYSTEM 

Total investment 

21 600 

24 800 

17 310 

Operating cost 




Man power 

265 

221 

221 

Energy 

1 381 

1 009 

265 

Raw materials 

274 

734 

850 

Maintenance . 

1 080 

1239 

867 

Particles treatment 

858 

664 

655 

Depreciation 

1 717 

2 044 

1 292 

Total 

5 575 

5 911 

4 150 

Investment/ton^) 

43,2 

49,6 

34,6 

Operating cost/ton 

11,1 

11,8 

8,3 


*) Source: TIRU, France: 3 x 28 t/h, 500 000 tons of SWM/year 
1) Including buildings for air poUution abatement techniques 
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Investment cost for small size solid municipal waste inclnerators 



*) The oven is equipped with pollution abatement techniques equivalent to those of a 6 t/h oven. 


Total 20 ECUS/t Total 22 ECUS/t Total 1 7,4 ECUS/t 



4 t/h 4 t/h *) 6 t/h 


Pollution abatement operating cost 

*) The oven is equipped with pollution abatement techniques equivalent to those of a 6 t/h oven. 
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Operating cost for small size solid municipal waste incinerators compared to waste collection costs 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Verhütung der Luftverunreinigung durch neue 
Müllverbrennungsanlagen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 130 S, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In den Aktionsprogrammen der Europäischen Ge- 
meinschaften für den Umweltschutz von 1973 1), 
19772), 1983^) und 1987^) wird die Bedeutung der 
Verhütung und Verringerung der Luftverunreinigung 
nachdrücklich unterstrichen. 

In der Entschließung des Rates vom 19. Oktober 1987 
über das Aktionsprogramm für den Umweltschutz für 
den Zeitraum 1987 bis 1992 heißt es, daß die Gemein- 
schaf tsaktion unter anderem auf die Anwendung ge- 
eigneter Vorschriften zur Gewährleistung eines wirk- 
samen Schutzes der öffentlichen Gesundheit und der 
Umwelt ausgerichtet sein sollte. 

Die Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 
1985 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei be- 
stimmten öffentlichen und privaten Projekten 5) sieht 
vor, daß die Anlagen zur Beseitigung von Hausmüll 
einer Prüfung zu unterziehen sind, wenn dies nach 
Auffassung der Mitgliedstaaten angesichts der Merk- 
male dieser Anlage erforderlich ist. 

Die RichÜinie 75/442/EWG des Rates vom 15. Juli 
1975 über Abfälle®) legt fest, daß die Abfälle ohne 
Gefährdung der menschlichen Gesundheit oder ohne 
Schädigung der Umwelt beseitigt werden müssen. 
Die Richtlinie sieht zu diesem Zweck vor, daß alle 
Anlagen oder Unternehmen, in denen Abfälle aufbe- 
reitet werden, einer Genehmigung durch die zustän- 
dige Behörde bedürfen, in der unter anderem die zu 
treffenden Vorsichtsmaßregeln genannt sind. 

Die Richtlinie 84/360/EWG des Rates vom 28. Juni 
1984 zur Bekämpfung der Luftverunreinigung durch 
Industrieanlagen"^) unterwirft den Betrieb von neuen 
Industrieanlagen und insbesondere von Müllverbren- 
nungsanlagen einer vorherigen Genehmigung. Diese 
Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn alle ge- 


1) ABI. Nr. C 112 vom 20. Dezember 1973. S. 1 

2) ABI. Nr. C 139 vom 13. Juni 1977. S. 1 

3) ABI. Nr. C 46 vom 17. Februar 1983, S. 1 

4) ABI. Nr. C 328 vom 7. Dezember 1987, S. 1 

5) ABI. Nr. L 175 vom 5. JuH 1985, S. 40 

6) ABI. Nr. L 194 vom 25. Juli 1975, S. 39 

7) ABI. Nr. L 188 vom 16. Juü 1984, S. 20 


eigneten Vorsorgemaßnahmen gegen eine Luftverun- 
reinigung, einschheßhch des Einsatzes der besten ver- 
fügbaren Technologie, getroffen worden sind, ohne 
daß diese jedoch unvertretbar hohe Kosten mit sich 
bringen. 

Die genannte Richtlinie 360/84/EWG sieht vor, daß 
der Rat im Bedarfsfälle auf Vorschlag der Kommission 
einstimmig auf der Grundlage der besten verfügbaren 
Technologien, die keine unverhältnismäßig hohen 
Kosten verursachen, Emissionsgrenzwerte sowie die 
entsprechenden Meß- und Bewertungs verfahren und 
-methoden festlegt und, daß darauf geachtet wird, daß 
die festgelegten Werte keinen übermäßigen Energie- 
verbrauch mit sich bringen. 

Die Verbrennung von Müll führt zur Emission von 
Stoffen, die eine Luftverunreinigung verursachen und 
damit die menschliche Gesundheit und die Umwelt 
gefährden können. Diese Verunreinigung kann in be- 
stimmten Fällen eine grenzüberschreitende Wirkung 
haben. 

Die Verfahren zur Verringenmg der Schadstoffemis- 
sionen aus Müllverbrennungsanlagen sind vorhan- 
den. Sie können in den neuen Verbrennungsanlagen 
unter vernünftigen wirtschaftiichen Bedingungen 
eingesetzt werden und ermöghchen es, den Gehalt an 
Schadstoffen in den Verbrennungsgasen unterhalb 
bestimmter Grenzwerte zu halten. 

In allen Mitgliedstaaten gibt es Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften zur Bekämpfung der Luftverunrei- 
nigung durch ortsfeste Industrieanlagen; in einigen 
Mitghedstaaten gibt es darüber hinaus Sondervor- 
schriften für die Müllverbrennungsanlagen. 

Mit der Festlegung von Grenzwerten und anderen 
Vorschriften zur Verhütung der Verunreinigungen 
trägt die Gemeinschaft dazu bei, den Kampf der Mit- 
gliedstaaten gegen die Luftverunreinigung durch 
Müllverbrennungsanlagen effizienter zu gestalten. 

Um möglichst rasch einen wirksamen Umweltschutz 
zu gewährleisten und gleichzeitig zu strenge Aufla- 
gen für die betroffenen Unternehmen zu vermeiden, 
scheint es erforderlich, eine Umweltverträglichkeits- 
prüfung für größere Müllverbrennungsanlagen vor- 
zunehmen und die Auflagen und Bedingungen für die 
Genehmigung neuer Müllverbrennungsanlagen fest- 
zulegen. Diese Auflagen müssen die Verpflichtung 
enthalten, nicht nur Emissionsgrenzwerte für die 
wichtigsten Schadstoffe, sondern auch geeignete Ver- 
brennungsbedingungen einzuhalten. Es sind geeig- 
nete Maßnahmen und Prüfverfahren für die Verbren- 
nungsanlagen vorzusehen; die Öffentlichkeit ist über 
die geltenden Auflagen und die erzielten Ergebnisse 
zu unterrichten — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 
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Artikel 1 


Artikel 2 


Im Sinne dieser Richthnie gelten als 

1. Luftverunreinigung: unmittelbare oder mittelbare 
Einleitung von Stoffen oder Energie durch den 
Menschen in die Luft, aus der sich abträghche Wir- 
kungen sowie eine Gefährdung der menschlichen 
Gesundheit, eine Schädigung der biologischen 
Ressourcen und der Ökosysteme sowie der Sach- 
werte und eine Beeinträchtigung der Annehmhch- 
keiten der Umwelt oder sonstiger rechtmäßiger 
Nutzungen der Umwelt ergeben. 

2. Emissions grenz wert: Gehalt und/oder Masse an 
Schadstoffen in den Emissionen aus bestimmten 
Anlagen, die während bestimmter Zeiträume nicht 
überschritten werden dürfen. 

3. Müll: Hausmüll sowie Gewerbe-, Büro-, Industrie- 
und anderer Müll, der dem Hausmüll zugerechnet 
werden kann. 

4. Müllverbrennungsanlagen; technische Betriebs- 
stätte, die der Behandlung von Siedlungsabfällen 
durch Verbrennung mit oder ohne Rückgewin- 
nung der bei der Verbrennung freiwerdenden 
Wärme dient, mit Ausnahme von: 

— Verbrennungsanlagen, die andere Brennstoffe 
verwenden und die Müll ledigüch als Zusatz- 
brennstoff einsetzen; 

— Anlagen, die auf der Erde oder auf See Klär- 
schlamm, chemische, giftige und gefährliche 
Abfälle, Abfälle aus Krankenhäusern oder an- 
dere Sonderabfälle verbrennen, selbst dann, 
wenn diese Anlagen auch Müll verbrennen 
können. 

Die Definition umfaßt die gesamte Verbrennungs- 
anlage und die zugehörigen Vorrichtungen für die 
Zufuhr von Abfällen, Brennstoffen und Luft sowie 
zur Kontrolle der Verbrennungsvorgänge, sowie 
die bestimmten Geräte und Ausrüstungen, die die 
Verbrennungsbedingungen fortlaufend messen 
und überwachen. 

5. Neue Anlage: Müllverbrennungsanlage, deren Be- 
trieb von dem in Artikel 14 Abs. 1 dieser Richtlinie 
festgelegten Zeitpunkt an genehmigt wird. 

6. Nennkapazität der Verbrennungsanlage: die 
Summe der vom Hersteller vorgesehenen Verbren- 
nungskapazitäten der Öfen, aus denen die Anlage 
besteht, unter Berücksichtigung 

— der Menge der verbrannten Abfälle, des Brenn- 
wertes und anderer Kenndaten der aufzuberei- 
tenden Abfälle; 

— der Faktoren, die die Nutzungsdauer der An- 
lage bestimmen, insbesondere die technischen 
Kenndaten und die geltenden Betriebsbedin- 
gungen. 


Unbeschadet der Auflagen gemäß Artikel 4 der 
Richthnie 84/360/EWG des Rates vom 28. Juni 1984 
zur Bekämpfung der Luftverunreinigung durch Indu- 
strieanlagen s), treffen die Mitghedstaaten die erfor- 
derhchen Maßnahmen, um sicherzustellen, daß die 
vorherige Genehmigung, der der Betrieb neuer Müll- 
verbrennungsanlagen gemäß Artikel 3 der vorste- 
hend genannten Richthnie 84 /360/EWG und gemäß 
Artikel 8 der Richthnie 75/442/EWG des Rates vom 
15. Juh 1975 über Abfälle 9) unterworfen ist, die in 
Artikel 3 bis 10 dieser Richthnie festgelegten Bedin- 
gungen vorschreibt. 


Artikel 3 

1. Für die neuen Müllverbrennungsanlagen gelten 
unter Zugrundelegung folgender Betriebsbedin- 
gungen: Temperatur 273 K, Druck 101,3 kPa, 11 % 
Sauerstoff oder 9 % CO 2 (wasserfrei) , die nachste- 
henden Emissionsgrenzwerte: 

— Staubteile insgesamt 

— Nennkapazität höher oder gleich an 

5 Tonnen/Stunde 50 mg/Nm^ 

— Nennkapazität weniger als 
5 Tonnen/Stunde 

— Schwermetalle 

— Pb -h Cr + Cu + Mn 

— Ni-hAs 

— Kadmium (Cd) 

— Quecksilber (Hg) 

- Salzsäure (HCl) 

— Nennkapazität höher oder gleich an 

5 Tonnen/Stunde 50 mg/Nm^ 

— Nennkapazität weniger als 

5 Tonnen/Stunde 100 mg/Nm^ 

— Fluorwasserstoffsäure (HF) 

— Nennkapazität höher oder gleich an 

5 Tonnen/Stunde 2 mg/Nm^ 

— Nennkapazität weniger als 

5 Tonnen/Stunde 4 mg/Nm^ 

— Schwefeldioxid (SO 2 ) 300 mg/Nm^ 

2. Unter Berücksichtigung der Zusammensetzung der 
zu verbrennenden Abfälle und der Kenndaten der 
Verbrennungsanlage legen die zuständigen Be- 
hörden gegebenenfalls Emissionsgrenzwerte für 
andere als die in Absatz 1 dieses Artikels genann- 
ten Schadstoffe fest, wenn in dem gegebenen Fall 
signifikante Emissionen hervorgerufen werden. 
Bei der Festlegung solcher Emissionsgrenzwerte 
berücksichtigen die Behörden etwaige abträghche 
Wirkungen der betreffenden Schadstoffe auf die 


8) ABI. Nr. L 188 vom 16. Juli 1984, S. 20 

9) ABI. Nr. L 194 vom 25. Juli 1975, S. 39 


100 mg/Nm^ 

5 mg/Nm^ 
1 mg/Nm^ 
0,1 mg/Nm^ 
0,1 mg/Nm^ 
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Gesundheit und die Umwelt sowie die beste ver- 
fügbare Technologie, die nicht mit unvertretbar 
hohen Kosten verbunden ist. 


Artikel 4 

1. Die neuen Müllverbrennungsanlagen sind so aus- 
zulegen, auszurüsten und zu betreiben, daß die bei 
der Müllverbrennung entstehenden Gase nach der 
letzten Zufuhr von Verbrennungsluft in kontrollier- 
ter und homogener Form selbst unter den ungün- 
stigsten Bedingungen für die Dauer von wenig- 
stens zwei Sekunden bei mindestens 6% Sauer- 
stoff eine Temperatur von mindestens 850° C errei- 
chen. 

2. Beim Betrieb der neuen Müllverbrennungsanlagen 
sind die nachstehenden Bedingungen einzuhal- 
ten: 

a) der Gehalt an Kohlenmonoxyd (CO) in den Ver- 
brennungsgasen darf 100 mg/Nm^ nicht über- 
schreiten; 

b) der Gehalt an organischen Verbindungen in 
den Verbrennungsgasen (ausgedrückt in Ge- 
samtmenge Kohlenstoff) darf 20 mg/Nm^ nicht 
überschreiten. 

Die Grenzwerte in Buchstaben a und b dieses Ab- 
satzes beziehen sich auf folgende Betriebsbedin- 
gungen: Temperatur 273 K, Druck 101,3 kPa, 11 % 
Sauerstoff oder 9% CO 2 (wasserfrei). 

3. Abweichungen von den in Absatz 1 dieses Artikels 
festgelegten Bedingungen sind zulässig, wenn im 
Bereich der Verbrennungsöfen oder in der Anlage 
zur Behandlung von Verbrennungsgasen neuar- 
tige technische Verfahren eingesetzt werden, so- 
fern sich die zuständigen Behörden vergewissert 
haben, daß durch den Einsatz dieser Verfahren 
die Emissions werte für Polychloridibenzodioxin 
(PCDD) und Polychloridbenzofuran (PCDF) weiter- 
hin mit den bei den in Absatz 1 dieses Artikels 
genannten technischen Bedingungen erzielten 
Werten vergleichbar sind. 


Artikel 5 

1. Die in Artikel 4 Abs. 1 dieser Richthnie festgelegte 
Temperatur und der Sauerstoffgehalt stellen un- 
tere Grenzwerte dar, die während des Betriebs der 
Anlage ständig einzuhalten sind. 

2. Der in Artikel 4 Abs. 2 Buchstabe a dieser Richtli- 
nie festgelegte Kohlenmonoxydgehalt (CO) stellt 
den Grenzwert für den Tagesdurchschnitt dar, für 
dessen Berechnung — wenn möglich — nur die tat- 
sächlichen Betriebsstunden der Anlage zu berück- 
sichtigen sind, einschließlich der Anlauf- und Ab- 
schaltphasen der Öfen. 

3. Bei den übrigen Stoffen, für die gemäß Artikel 6 
dieser Richtlinie laufende Messungen vorgeschrie- 
ben sind, gilt: 


a) keine der im Monatsdurchschnitt ermittelten 
Konzentrationen dieser Stoffe darf den jeweili- 
gen Grenzwert überschreiten; 

b) keine der im Tagesdurchschnitt ermittelten 
Konzentrationen dieser Stoffe darf den jeweili- 
gen Grenzwert um mehr als 30% überschrei- 
ten. 

Für die Berechnung der obengenannten Durch- 
schnittswerte werden lediglich die tatsächlichen 
Betriebszeiten der Anlage berücksichtigt, ein- 
schheßlich der Anlauf- und Abschaltphasen der 
Öfen. 

4. Bei Stoffen, bei denen gemäß Artikel 6 dieser 
Richtlinie periodische Messungen erforderlich 
sind, dürfen die Konzentrationen dieser Stoffe, die 
sich bei der jeweiligen Messung ergeben und ent- 
sprechend den Vorschriften der zuständigen Be- 
hörden gemäß Absatz 3, 4 und 5 des vorstehend 
genannten Artikels ermittelt werden, den jeweih- 
gen Grenzwert nicht überschreiten. 


Artikel 6 

1. In den neuen Müllverbrennungsanlagen werden 
folgende Messungen vorgenommen: 

a) Messung des Gehalts an bestimmten Stoffen in 

den Verbrennungsgasen. 

(i) Der Gehalt an Staubteilen insgesamt, an 
HCl, CO und Sauerstoff ist fortlaufend zu 
messen und aufzuzeichnen; 

(ii) der Gehalt an den in Artikel 3 Abs. 1 zweiter 
Gedankenstrich dieser Richtlinie genannten 
Schwermetallen sowie der Gehalt an HF, 
SO 2 und organischen Verbindungen (ausge- 
drückt in Gesamtmenge Kohlenstoff) ist pe- 
riodisch zu messen. 

b) Messung von Betriebskenngrößen. 

(i) Die Temperatur der Gase in dem Bereich, in 
dem die in Artikel 4 Abs. 1 dieser Richtlinie 
festgelegten Bedingungen herrschen, und 
der Gehalt von Wasserdampf in den Ver- 
brennungsgasen sind fortlaufend zu messen 
und aufzuzeichnen; 

(ii) die Verweilzeit der Verbrennungsgase bei 
der in Artikel 4 Abs. 1 dieser Richtlinie fest- 
gelegten Mindesttemperatur von 850° C ist 
mindestens einmal bei der Inbetriebnahme 
einer Verbrennungsanlage und unter den 
für ihren Betrieb angenommenen ungün- 
stigsten Bedingungen zu überprüfen und 
geeigneten Maßnahmen zu unterwerfen. 

2. Die Ergebnisse der in Absatz 1 dieses Artikels vor- 
geschriebenen Messungen beziehen sich auf die 
nachstehenden Betriebsbedingungen: Temperatur 
273 K, Druck 101,3 kPa, 11 % Sauerstoff oder 9% 
CO 2 (wasserfrei). 

3. Die Meßergebnisse sind in einer Form aufzuzeich- 
nen, aufzubereiten und darzustellen, daß sie von 
den zuständigen Behörden gemäß den von den 
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Behörden festgelegten Verfahren auf die Einhal- 
tung der vorgeschriebenen Bedingungen hin über- 
prüft werden können. 

4. Die Verfahren, Methoden und Geräte für Ent- 
nahme und Messung, durch die die Einhaltung der 
in Absatz 1 dieses Artikels festgelegten Verpflich- 
tungen gewährleistet werden soll, sowie die An- 
ordnung der Entnahme — oder Meßpunkte sind 
von den zuständigen Behörden vorher zu genehmi- 
gen. 

5. Im Falle periodischer Messungen stellen die zu- 
ständigen Behörden geeignete Meßpläne auf, um 
für den normalen Emissionswert der betreffenden 
Stoffe repräsentative Ergebnisse zu gewährleisten. 
Die gewonnenen Ergebnisse müssen im Hinblick 
auf die Überprüfung der Einhaltung der geltenden 
Grenzwerte signifikant sein. 

6. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission mit 
quahfizierter Mehrheit die geeigneten Bestimmun- 
gen für die Messung von Polychlordibenzodioxin- 
und Polychlordibenzofuran-Emissionen aus neuen 
Müllverbrennungsanlagen sowie für die anzuwen- 
denden Referenzmeßverfahren zur Messung dieser 
Stoffe, sobald der Stand der Kenntnisse auf diesem 
Gebiet dies ermöglicht. 


Artikel 7 

Neue Müllverbrennungsanlagen sind mit Zusatz- 
brennern ausgestattet. Diese Brenner werden auto- 
matisch in Gang gesetzt, wenn die Temperatur der 
Verbrennungsgase unter 850° C absinkt. Diese Zu- 
satzbrenner werden auch in der Anlaufphase und 
beim Abschalten der Anlage eingesetzt, um sicherzu- 
stellen, daß die obengenannte Mindesttemperatur 
während dieser Vorgänge und während der Verweil- 
zeit der Abfälle in der Verbrennungskammer beibe- 
halten wird. 

Übersteigt die gesamte Betriebszeit dieser Brenner 
jedoch während sieben aufeinanderfolgenden Tagen 
5% der Betriebszeit der Anlage, so sind geeignete 
Maßnahmen zu treffen, um wieder angemessene Ver- 
brennungsbedingungen herzustellen. 


Artikel 8 

1. Lassen die durchgeführten Messungen erkennen, 
daß die in dieser Richtlinie festgelegten Grenz- 
werte überschritten werden, wird die zuständige 
Behörde unverzüglich davon unterrichtet. Sie legt 
die entsprechenden Sofortmaßnahmen fest, die die 
erneute Einhaltung der genannten Grenzwerte er- 
möglichen. Anlagen, die diese Maßnahmen nicht 
befolgen, dürfen nicht weiter betrieben werden. 

2. Die zuständigen Behörden legen für Störungen 
oder für ein Ausfallen der Reinigungsvorrichtun- 
gen Zeiträume fest, während derer der Gehalt an 
Schadstoffen in den Emissionen, der durch diese 
Vorrichtungen eingeschränkt werden soll, die vor- 
gesehenen Grenzwerte überschreiten darf. Diese 
Zeiträume dürfen bei kontinuierlichem Betrieb 


höchstens 16 Stunden betragen und müssen auf 
ein ganzes Jahr bezogen unter 200 Stunden he- 
gen. 

Der Gehalt an Staubteilen insgesamt in den Emissio- 
nen darf während der im vorstehenden Absatz ge- 
nannten Zeiträume in keinem Fall 600 mg/Nm^ über- 
schreiten, und alle übrigen Bedingungen, insbeson- 
dere die für die Verbrennung geltenden Bedingun- 
gen, sind einzuhalten. 


Artikel 9 

Über die in Artikel 9 der Richthnie des Rates 
84/360/EWG vom 28. Juni 1984 lO) vorgeschriebene 
Unterrichtung der Öffentlichkeit hinaus hat die Öf- 
fentlichkeit nach geeigneten Verfahren und nach den 
von den zuständigen Behörden festgelegten Bedin- 
gungen in regelmäßigen Abständen Zugang zu den 
Meßergebnissen im Zusammenhang mit den Schad- 
stoffemissionen und den Betriebsbedingungen der 
Anlage. 


Artikel 10 

Abweichend von einigen in dieser Richthnie festge- 
legten Bestimmungen kann die Genehmigung für den 
Betrieb von neuen Verbrennungsanlagen dann erteilt 
werden, wenn ihre Nennkapazität unter einer Tonne 
Abfälle pro Stunde liegt, wenn sie Müll beseitigen, der 

— insbesondere in den Winter- oder Sommerferienge- 
bieten — sehr starken jahreszeithchen Schwankun- 
gen unterhegt und wenn wegen der Größe und der 
Betriebsart der Anlage diese Bestimmungen nicht ein- 
gehalten werden können, ohne daß unvertretbar hohe 
Kosten entstehen. 

In diesem Fall gelten die Bestimmungen von Artikel 4 
Abs. 1 und 2 dieser Richthnie. Der entsprechende 
Grenzwert, der in Übereinstimmung mit den Bestim- 
mungen von Artikel 5 und 6 dieser Richthnie, bezogen 
auf die Betriebsbedingungen; Temperatur 273 K, 
Druck 101,3 kPa, 11 % Sauerstoff oder 9% CO 2 (was- 
serfrei), zu messen und zu analysieren ist, lautet: 

— Staubteile insgesamt 350 mg/Nm^ 


Artikel 11 

1. Im Rahmen der in Artikel 11 der Richthnie 
84/360/EWG vorgesehenen Überwachung in be- 
zug auf die Auflagen gemäß Artikel 4 der gleichen 
Richthnie treffen die Mitghedstaaten die erforderli- 
chen Maßnahmen, um sicherzustellen, daß die zu- 
ständigen Behörden die ständige Einhaltung der 
gemäß dieser Richthnie geltenden Bedingungen 
für die neuen Verbrennungsanlagen überprüfen 
können. 

2. Die Bestimmungen dieser Richthnie beeinträchti- 
gen in keinster Weise die Verpflichtung der Mit- 


10) ABI. Nr. L 188 vom 16. Juli 1984, S. 40 
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ghedstaaten, erforderüchenfalls gemäß Artikel 12 
der Richtlinie 84/360/EWG die Bedingungen, de- 
nen die Verbrennungsanlage im Sinne der Geneh- 
migung unterworfen ist, zu ändern. 


Artikel 12 

Die Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 
1985 über die Umweltverträghchkeitsprüfung bei be- 
stimmten öffentiichen und privaten Projekten wird in 
Punkt 9 von Anhang I geändert und ergänzt durch: 
„sowie Müllverbrennungsanlagen mit einer Nennka- 
pazität von mehr als 5 Tonnen Müll pro Stunde". 


Artikel 13 

Die Mitghedstaaten können, im Bedarfsfälle, zum 
Schutze der Gesundheit und der Umwelt strengere als 


die in dieser Richtiinie vorgesehenen Bedingungen 
festlegen. 


Artikel 14 

1. Die Mitghedstaaten setzen die erforderhchen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um 
dieser Richtiinie spätestens am (30. Juni 1989) 
nachzukommen, und setzen die Kommission un- 
verzüghch davon in Kenntnis. 

2. Die Mitghedstaaten teilen der Kommission den 
Wortlaut der innerstaathchen Vorschriften mit, die 
sie auf dem unter dieser Richtiinie faUenden Gebiet 
erlassen. 


Artikel 15 

Diese Richthnie ist an aUe Mitghedstaaten gerich- 
tet. 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Verringerung der Luftverunreinigung durch 
bestehende Müllverbrennungsanlagen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar- 
tikel 130 S, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In den Aktionsprogrammen der Europäischen Ge- 
meinschaften für den Umweltschutz von 1973 1), 
19772), 19833) und 1987 4) wird die Bedeutung der 
Verhütung und Verringerung der Luftverunreinigung 
nachdrücklich unterstrichen. 

In der Entschheßung des Rates vom 19. Oktober 1987 
über das Aktionsprogramm für den Umweltschutz für 
den Zeitraum 1987 bis 1992 heißt es, daß die Gemein- 
schaftsaktion unter anderem auf die Anwendung ge- 
eigneter Vorschriften zur Gewährleistung eines wirk- 
samen Schutzes der öffenthchen Gesundheit und der 
Umwelt ausgerichtet sein sollte. 

Die Richtlinie 75/442/EWG des Rates vom 15. Juh 
1975 über Abfälle^) legt fest, daß die Abfälle ohne 
Gefährdung der menschlichen Gesundheit oder ohne 
Schädigung der Umwelt beseitigt werden müssen. 
Die Richthnie sieht zu diesem Zweck vor, daß alle 
Anlagen oder Unternehmen, in denen Abfälle aufbe- 
reitet werden, einer Genehmigung durch die zustän- 
dige Behörde bedürfen, in der unter anderem die zu 
treffenden Vorsichtsmaßregeln genannt sind. 

Die Richtlinie 84/360/EWG des Rates vom 28. Juni 
1984 zur Bekämpfung der Luftverunreinigung durch 
Industrieanlagen®) sieht vor, daß die Mitghedstaaten 
Pohtiken und Strategien unter Anwendung geeigne- 
ter Maßnahmen verfolgen, um die bestehenden Anla- 
gen schrittweise an die beste verfügbare Technologie 
anzupassen; diese Bestimmungen gelten insbeson- 
dere für die bestehenden Müllverbrennungsanla- 
gen. 

Die genannte Richthnie 360/84/EWG sieht vor, daß 
der Rat im Bedarfsfälle auf Vorschlag der Kommission 
einstimmig auf der Grundlage der besten verfügbaren 
Technologien, die keine unverhältnismäßig hohen 
Kosten verursachen, Emissionsgrenzwerte sowie die 


1) ABI. Nr. C 112 vom 20. Dezember 1973, S. 1 

2) ABI. Nr. C 139 vom 13. Juni 1977, S. 1 

3) ABI. Nr. C 46 vom 17. Februar 1983, S. 1 

^) ABI. Nr. C 328 vom 7. Dezember 1987, S. 1 

5) ABI. Nr. L 194 vom 25. Juli 1975, S. 39 

6) ABI. Nr. L 188 vom 16. Juli 1984, S. 20 


entsprechenden Meß- und Bewertungsverfahren und 
-methoden festlegt, und daß darauf geachtet wird, daß 
die festgelegten Werte keinen übermäßigen Energie- 
verbrauch mit sich bringen. 

Die Verbrennung von Müll führt zur Emission von 
Stoffen, die eine Luftverunreinigung verursachen und 
damit die menschliche Gesundheit und die Umwelt 
gefährden können. Diese Verunreinigung kann in be- 
stimmten Fällen eine grenzüberschreitende Wirkung 
haben. 

Die Verfahren zur Verringerung der Schadstoffemis- 
sionen aus Müllverbrennungsanlagen sind vorhan- 
den. Sie müssen in den bestehenden Verbrennungs- 
anlagen schrittweise unter angemessener Berücksich- 
tigung der technischen Kenndaten der Anlagen, ihres 
Auslastungs grade s und ihrer Restnutzungsdauer ein- 
geführt werden, ohne daß unvertretbar hohe Kosten 
entstehen. Sie ermöghchen es, den Gehalt von Schad- 
stoffen in den Verbrennungsgasen unterhalb be- 
stimmter Grenzwerte zu halten. 

In allen Mitghedstaaten gibt es Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften zur Bekämpfung der Luftverunrei- 
nigung durch ortsfeste Industrieanlagen; in einigen 
Mitgliedstaaten gibt es darüber hinaus Sondervor- 
schriften für die Müllverbrennungsanlagen. 

Mit der Festlegung von Grenzwerten und anderen 
Vorschriften zur Verhütung der Verunreinigung trägt 
die Gemeinschaft dazu bei, den Kampf der Mitgüed- 
staaten gegen Luftverunreinigung durch Müllver- 
brennungsanlagen effizienter zu gestalten. 

Um mögÜchst rasch einen wirksamen Umweltschutz 
zu gewährleisten und gleichzeitig zu strenge Aufla- 
gen für die betroffenen Unternehmen zu vermeiden, 
scheint es zweckmäßig, geeignete Fristen für die An- 
passung der bestehenden Verbrennungsanlagen an 
die beste verfügbare Technologie, die keine unver- 
tretbar hohen Kosten verursacht, festzulegen. Zu die- 
sem Zweck sind sowohl die Umwelterfordemisse als 
auch die technischen und wirtschafthchen Zwänge 
einschheßhch der Energieaspekte zu berücksichtigen. 
Es scheint zweckmäßig, daß alle Müllverbrennungs- 
anlagen letztendhch die gleichen Bedingungen erfül- 
len, daß jedoch für einen Übergangszeitraum weniger 
strenge Auflagen für die Anlagen möglich sind, die 
eine begrenzte Restnutzungsdauer haben. 

Die für die bestehenden Anlagen festzulegenden Auf- 
lagen müssen die Verpflichtung enthalten, nicht nur 
Emissionsgrenzwerte für die wichtigsten Schadstoffe, 
sondern auch geeignete Verbrennungsbedingungen 
einzuhalten. Es sind geeignete Maßnahmen und Prüf- 
verfahren für die Verbrennungsanlagen vorzusehen; 
die Öffentlichkeit ist über die erzielten Ergebnisse zu 
unterrichten — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN; 
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Artikel 1 

Im Sinne dieser Richtlinie gelten als 

1. Luftverunreinigung: unmittelbare oder mittelbare 
Einleitung von Stoffen oder Energie durch den 
Menschen in die Luft, aus der sich abträgliche Wir- 
kungen sowie eine Gefährdung der menschhchen 
Gesundheit, eine Schädigung der biologischen 
Ressourcen und der Ökosysteme sowie eine Beein- 
trächtigung der Annehmlichkeiten der Umwelt 
oder sonstiger rechtmäßiger Nutzungen der Um- 
welt ergeben. 

2. Emissionsgrenzwert: Gehalt und/oder Masse an 
Schadstoffen in den Emissionen aus Anlagen, die 
während bestimmter Zeiträume nicht überschritten 
werden dürfen. 

3. Müll: Hausmüll sowie Gewerbe-, Büro-, Industrie- 
und anderer Müll, der dem Hausmüll zugerechnet 
werden kann. 

4. Müllverbrennungsanlage: technische Betriebs- 
stätte, die der Behandlung von Siedlungsabfällen 
durch Verbrennung mit oder ohne Rückgewin- 
nung der bei der Verbrennung freiwerdenden 
Wärme dient, mit Ausnahme von: 

— Verbrennungsanlagen, die andere Brennstoffe 
verwenden und die Müll lediglich als Zusatz- 
brennstoff einsetzen; 

— Anlagen, die auf der Erde oder auf See Klär- 
schlamm, chemische, giftige und gefährliche 
Abfälle, Abfälle aus Krankenhäusern oder an- 
dere Sonderabfälle verbrennen, selbst dann, 
wenn diese Anlagen auch Müll verbrennen 
können. 

Die Definition umfaßt die gesamte Verbrennungs- 
anlage und die zugehörigen Vorrichtungen für die 
Zufuhr von Abfällen, Brennstoffen und Luft sowie 
zur Kontrolle der Verbrennungsvorgänge, sowie 
die bestimmten Geräte und Ausrüstungen, die die 
Verbrennungsbedingungen fortlaufend messen 
und überwachen. 

5. Bestehende Anlage: Müllverbrennungsanlage, de- 
ren Betrieb vor dem in Artikel 12 Abs. 1 dieser 
Richthnie festgelegten Zeitpunkt genehmigt wor- 
den ist. 

6. Neue Anlage: Müllverbrennungsanlage, deren Be- 
trieb von dem in Artikel 12 Abs. 1 dieser Richthnie 
festgelegten Zeitpunkt an genehmigt wird. 

7. Nennkapazität der Verbrennungsanlage: die 
Summe der vom Hersteller vorgesehenen Verbren- 
nungskapazitäten der Öfen, aus denen die Anlage 
besteht, unter Berücksichtigung 

— der Menge verbrannten Abfalls und des Brenn- 
wertes und anderer Kenndaten der aufzuberei- 
tenden Abfälle; 

— der Faktoren, die die Nutzungsdauer der An- 
lage bestimmen, insbesondere die technischen 
Kenndaten und die geltenden Betriebsbedin- 
gungen. 


Artikel 2 

Im Rahmen der Politiken, Strategien und Maßnah- 
men zur schrittweisen Anpassung der bestehenden 
Industrieanlagen an die beste verfügbare Technolo- 
gie gemäß Artikel 13 der Richtlinie des Rates 
84/360/EWG vom 28. Juni 1984 zur Bekämpfung der 
Luftverunreinigung durch Industrieanlagen^) treffen 
die Mitghedstaaten die erforderlichen Maßnahmen, 
um sicherzustellen, daß der Betrieb von bestehenden 
Müllverbrennungsanlagen 

a) spätestensfünf Jahre nach dem in Artikel 12 Abs. 1 
festgelegten Zeitpunkt den in Artikel 3 bis 8 dieser 
Richthnie genannten Auflagen unterworfen wird; 

b) spätestens zehn Jahre nach dem in Artikel 12 
Abs. 1 festgelegten Zeitpunkt den gleichen Aufla- 
gen unterworfen wird, wie sie für die neuen Ver- 
brennungsanlagen gemäß der Richthnie (...) des 
Rates vom (. . .) über die Verhütung der Luftverun- 
reinigung durch neue Müllverbrennungsanlagen 
gelten. 

Die zuständigen Behörden sorgen dafür, daß eine et- 
waige Anpassung der bestehenden Anlagen unter Be- 
rücksichtigung ihrer Restnutzungsdauer und der in 
dieser Richthnie festgelegten Fristen und Bedingun- 
gen so bald wie möglich erfolgt. 


Artikel 3 

Für die bestehenden Müllverbrennungsanlagen 
gelten unter Zugrundelegung folgender Betriebsbe- 
dingungen: Temperatur 273 K, Druck 101,3 kPa, 11 % 
Sauerstoff oder 9% CO 2 (wasserfrei), und unter Be- 
rücksichtigung der in Artikel 2 Buchstabe a dieser 
Richtlinie genannten Frist die nachstehenden Emis- 
sionsgrenzwerte : 

c) Anlagen, mit einer Nennkapazität von mindestens 
6 Tonnen Abfälle pro Stunde 

— Staub teile insgesamt 100 mg/Nm^ 

d) Anlagen, deren Nennkapazität unter 6 Tonnen Ab- 
fäUe pro Stunde hegt, aber mindestens 1 Tonne pro 
Stunde beträgt 

— Staubteile insgesamt 150 mg/Nm^ 

e) Anlagen, mit einer Nennkapazität unter 1 Tonne 

Abfälle pro Stunde 

— Staubteile insgesamt 600 mg/Nm^ 


Artikel 4 

1. Innerhalb des in Artikel 2 Buchstabe a dieser Richt- 
hnie festgelegten Zeitraums sind die bestehenden 
Müllverbrennungsanlagen so auszurüsten und zu 
betreiben, daß die bei der Müllverbrennung entste- 
henden Gase nach der letzten Zufuhr von Verbren- 
nungsluft in kontrolherter und homogener Form 
selbst unter den ungünstigsten Bedingungen für 
die Dauer von wenigstens zwei Sekunden bei min- 


7) ABI. Nr. L 188 vom 16. Jiiü 1984, S. 20 
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destens 6 % Sauerstoff eine Temperatur von min- 
destens 850° C erreichen. 

2. Innerhalb des gleichen in Absatz 1 dieses Artikels 
genannten Zeitraums müssen bestehende Müllver- 
brennungsanlagen während ihres Betriebs einen 
Grenzwert von 100 mg/Nm^ für den Gehalt an 
Kohlenmonoxyd (CO) in den Verbrennungsgasen 
einhalten. 

Dieser Grenzwert bezieht sich auf die folgenden 
Betriebsbedingungen: Temperatur 273 K, Druck 
103,1 kPa, 11% Sauerstoff oder 9% CO 2 (wasser- 
frei). 


Artikel 5 

1. Die in Artikel 4 Abs. 1 dieser Richtlinie festgelegte 
Temperatur und der Sauerstoffgehalt stellen un- 
tere Grenzwerte dar, die während des Betriebs der 
Anlage ständig einzuhalten sind. 

2. Der in Artikel 4 Abs. 2 dieser Richtlinie festgelegte 
Kohlenmonoxydgehalt (CO) stellt den Grenzwert 
für den Tagesdurchschnitt dar, für dessen Berech- 
nung — wenn mögüch — nur die tatsächlichen Be- 
triebsstunden der Anlage zu berücksichtigen sind, 
einschheßhch der Anlauf- und Abschaltphasen der 
Öfen. 

3. Sind gemäß Artikel 6 dieser Richtlinie für die 
Staubteile insgesamt laufende Messungen vorge- 
schrieben, so gilt: 

a) keine der im Monatsdurchschnitt ermittelten 
Konzentrationen dieser Stoffe darf den jeweili- 
gen Grenzwert überschreiten; 

b) keine der im Tagesdurchschnitt ermittelten 
Konzentrationen dieser Stoffe darf den jeweili- 
gen Grenzwert um mehr als 30% überschrei- 
ten. 

Für die Berechnung der obengenannten Durch- 
schnittswerte werden lediglich die tatsächlichen 
Betriebszeiten der Anlage berücksichtigt, ein- 
schließlich der Anlauf- und Abschaltphasen der 
Öfen. 

4. Sind für die Staubteile insgesamt gemäß Artikel 6 
dieser Richthnie periodische Messungen vorge- 
schrieben, so dürfen die Konzentrationen dieser 
Stoffe, die sich bei der jeweiügen Messung erge- 
ben und entsprechend den Vorschriften der zu- 
ständigen Behörden gemäß Absatz 3, 4 und 5 des 
vorstehend genannten Artikels ermittelt werden, 
den jeweiügen Grenzwert nicht überschreiten. 


Artikel 6 

1 . Innerhalb des in Artikel 2 Buchstabe a dieser Richt- 
linie festgelegten Zeitraums sind in den bestehen- 
den Verbrennungsanlagen folgende Messungen 
durchzuführen: 

a) Messung des Gehalts an bestimmten Stoffen in 
den Verbrennungsgasen. 


(i) Fortlaufend zu messen und aufzuzeichnen 
sind: 

— der Gehalt an Kohlenmonoxyd (CO) und 
Sauerstoff in allen bestehenden Anla- 
gen; 

— der Gehalt an Staubteilen insgesamt in 
bestehenden Anlagen mit einer Nennka- 
pazität von mindestens 1 Tonne Abfälle 
pro Stunde; 

(ii) periodisch zu messen sind: 

— der Gehalt an Staubteilen insgesamt in 
bestehenden Anlagen mit einer Nennka- 
pazität von weniger als 1 Tonne Abfälle 
pro Stunde. 

b) Messung von Betriebskenngrößen. 

(i) Die Temperatur der Gase in dem Bereich, in 
dem die in Artikel 4 Abs. 1 dieser Richtlinie 
festgelegten Bedingungen herrschen, ist 
fortlaufend zu messen und aufzuzeichnen; 

(ii) die Verweilzeit der Verbrennungsgase bei 
der in Artikel 4 Abs. 1 dieser Richthnie fest- 
gelegten Mindesttemperatur von 850° C un- 
ter den für die Anlage angenommenen un- 
günstigsten Bedingungen ist mindestens 
einmal nach einer erfolgten Anpassung der 
Anlage und in jedem Fall vor Ablauf des in 
Artikel 2 Buchstabe a dieser Richthnie ge- 
nannten Zeitraums zu überprüfen und ge- 
eigneten Maßnahmen zu unterwerfen. 

2. Die Ergebnisse der in Absatz 1 dieses Artikels vor- 
geschriebenen Messungen beziehen sich auf die 
nachstehenden Betriebsbedingungen: Temperatur 
273 K, Druck 101,3 kPa, 11% Sauerstoff oder 9% 
CO 2 (wasserfrei). 

3. Die Meßergebnisse sind in einer Form aufzuzeich- 
nen, aufzubereiten und darzusteUen, daß sie von 
den zuständigen Behörden gemäß den von den 
Behörden festgelegten Verfahren auf die Einhal- 
tung der vorgeschriebenen Bedingungen hin über- 
prüft werden können. 

4. Die Verfahren, Methoden und Geräte für Ent- 
nahme und Messung, durch die die Einhaltung der 
in Absatz 1 dieses Artikels festgelegten Verpflich- 
tungen gewährleistet werden soll, sowie die An- 
ordnung der Entnahme — oder Meßpunkte sind 
von den zuständigen Behörden vorher zu genehmi- 
gen. 

5. Im Falle periodischer Messungen stellen die zu- 
ständigen Behörden geeignete Meßpläne auf, um 
für den normalen Emissionswert der betreffenden 
Stoffe repräsentative Ergebnisse zu gewährleisten. 
Die gewonnenen Ergebnisse müssen im Hinbück 
auf die Überprüfung der Einhaltung der geltenden 
Grenzwerte signifikant sein. 

6. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die geeigneten Bestimmun- 
gen für die Messung von Polychlordibenzodioxin 
(PCDD)- und Poly chlor dibenzofur an (PCDF) -Emis- 
sionen aus bestehenden Müllverbrennungsanla- 
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gen sowie für die anzuwendenden Referenzmeß- 
verfahren zur Messung dieser Stoffe, sobald der 
Stand der Kenntnisse auf diesem Gebiet dies er- 
möghcht. 


Artikel 7 

Innerhalb des in Artikel 2 Buchstabe a dieser Richt- 
linie festgelegten Zeitraums werden bestehende 
Müllverbrennungsanlagen mit Zusatzbrennern aus- 
gestattet. Diese Brenner werden automatisch in Gang 
gesetzt, wenn die Temperatur der Verbrennungsgase 
unter 850° C absinkt. Diese Zusatzbrenner werden 
auch während der Anlaufphase und beim Abschalten 
der Anlage eingesetzt, um sicherzustellen, daß die 
obengenannte Mindesttemperatur während dieser 
Vorgänge und während der Verweilzeit der Abfälle in 
der Verbrennungskammer beibehalten wird. 

Übersteigt die gesamte Betriebszeit dieser Brenner 
jedoch während sieben aufeinanderfolgenden Tagen 
5% der Betriebszeit der Anlage, so sind geeignete 
Maßnahmen zu treffen, um wieder angemessene Ver- 
brennungsbedingungen herzustellen. 


Artikel 8 

1. Lassen die durchgeführten Messungen erkennen, 
daß die in dieser Richtlinie festgelegten Grenz- 
werte überschritten werden, wird die zuständige 
Behörde unverzüghch davon unterrichtet. Sie legt 
die entsprechenden Sofortmaßnahmen fest, die die 
erneute Einhaltung der genannten Grenzwerte er- 
möglichen. Anlagen, die diese Maßnahmen nicht 
befolgen, dürfen nicht weiter betrieben werden. 

2. Die zuständigen Behörden legen für Störungen 
oder für ein Ausfallen der Reinigungs Vorrichtun- 
gen Zeiträume fest, während derer der Gehalt an 
Schadstoffen in den Emissionen, der durch diese 
Vorrichtungen eingeschränkt werden soll, die vor- 
gesehenen Grenzwerte überschreiten darf. Diese 
Zeiträume dürfen bei kontinuierlichem Betrieb 
höchstens 16 Stunden betragen und müssen auf 
ein ganzes Jahr bezogen unter 200 Stunden lie- 
gen. 

Der Gehalt an Staubteüen insgesamt in den Emis- 
sionen darf während der im vorstehenden Absatz 
genannten Zeiträume in keinem Fall 600 mg/Nm^ 
überschreiten, und alle übrigen Bedingungen, ins- 


besondere die für die Verbrennung geltenden Be- 
dingungen, sind einzuhalten. 


Artikel 9 

Die für die bestehenden Anlagen geltenden Aufla- 
gen gemäß dieser Richthnie werden der Öffentlichkeit 
bekanntgegeben. Nach geeigneten Verfahren und 
nach den von den zuständigen Behörden festgelegten 
Bedingungen hat die Öffentlichkeit ferner in regelmä- 
ßigen Abständen Zugang zu den Meßergebnissen im 
Zusammenhang mit den Schadstoffemissionen und 
den Betriebsbedingungen dieser Anlagen. 


Artikel 10 

Die Mitghedstaaten treffen die erforderlichen Maß- 
nahmen, um sicherzustellen, daß die zuständigen Be- 
hörden die Einhaltung der gemäß dieser Richtlinie 
geltenden Bedingungen für die bestehenden Ver- 
brennungsanlagen überprüfen können. 


Artikel 11 

Die Mitgliedstaaten können, im Bedarfsfälle, zum 
Schutze der Gesundheit und der Umwelt strengere als 
die in dieser Richthnie vorgesehenen Bedingungen 
festlegen. 


Artikel 12 

1. Die Mitgliedstaaten setzen die erforderhchen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um 
dieser Richthnie spätestens am (30. Juni 1989) 
nachzukommen, und setzen die Kommission un- 
verzüghch davon in Kenntnis. 

2. Die Mitghedstaaten teilen der Kommission den 
Wortlaut der innerstaathchen Vorschriften mit, die 
sie auf dem unter dieser Richthnie fallenden Gebiet 
erlassen. 


Artikel 13 

Diese Richthnie ist an aUe Mitghedstaaten gerich- 
tet. 
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KMU-Beiblatt 


Diese Vorschläge für Richtlinien des Rates dürften keine direkten Auswirkungen auf 
die KMU haben, da sie nicht durch die Müllverbrennung betroffen sind. Jedoch 
könnten einige Hersteller von kleinen Öfen dazu gebracht werden, ihre Produktion 
auf größere und leistungsfähigere Anlagen umzulegen. 


FICHE D’IMPACT SUR LA COMPETITIVITE ET L’EMPLOl 


I. Quelle est la justification principale de la mesure? 

II s'agit de reduire la pollution atmospherique en provenance des installations 
d'incineration des dechets municipaux et de fixer des normes d'emission pour 
ces installations aux termes de l'article 8 de la directive 360/84. 

II. Caracteristiques des entreprises concernees. En particuüers: 

— Y a-t-il un grand nombre de PME? 

Les PME ne sont pas en general concernees par Tincineration des dechets 
municipaux. 

— note t‘On des concentrations dans des regions? 

— eligibles aux aides regionales des Etats membres? 

— ehgibles au FEDER? 
non apphcable 

III. Quelles sont les obhgations imposees directement aux entreprises? Aucune. 
L'incineration des dechets municipaux est geree par les collectivites locales. 

IV. Quelles sont les obligations susceptibles d'etre imposees indirectement aux 
entreprises via les autorites locales? 

Le seul effet indirect sera represente par les specifications plus severes requises 
des fournisseurs d' equipement (fours, equipement des filtrage, etc.). A ce point 
de vue les speciaüstes de fours de petite taille devrait probablement reorienter 
leur production. 

V. Y a-t-il des mesures speciales pour les PME? Lesquelles? 

NON 

VI. Quel est 1' effet previsible? 

— sur la competitivite des entreprises? 

aucun effet sensible dans 
le secteur de PME 

~ sur l'emploi 

VII. Les partenaires sociaux ont-ils ete consultes? 

— avis des partenaires sociaux non apphcable 

— en general commentaires positifs (syndicats, employeurs). 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Friedrich, Stahl (Kempen) und Frau Mensel 


I. 

Die Vorlage wurde vom Präsidenten mit der EG-Sam- 
melliste vom 6. Mai 1988 — Drucksache 11/2266 
Nr. 2.23 — zur federführenden Beratung an den Aus- 
schuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
und zur Mitberatung an den Ausschuß für Wirtschaft 
sowie an den Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit überwiesen. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Ge- 
sundheit hat in seiner Sitzung am 8. Juni 1988 die 
Vorlage beraten und empfohlen, sie in der vorliegen- 
den Fassung abzulehnen. Der Ausschuß war der An- 
sicht, der Vorschlag bedürfe einer nochmaligen Über- 
arbeitung, da die Richtlinie in wesentlichen Punkten 
hinter den Anforderungen zurückbleibe, die die 
TA Luft in der Bundesrepublik Deutschland fest- 
schreibe. Außerdem sollten nach Auffassung des Aus- 
schusses auch die heute bekannten besseren Müllver- 
nichtungsverfahren (Pyrolyse etc.) in die Richtlinie 
aufgenommen werden. 

Der Ausschuß für Wirtschaft, der sich in seiner Sitzung 
am 22. Februar 1989 mit der Vorlage befaßte, hat sich 
mit allen Stimmen aufgrund des mangelnden aktuel- 
len Datenmaterials nicht in der Lage gesehen, den 
Richtlinienvorschlag abschließend zu beraten. 


11 . 

Die Richtlinienvorschläge streben die Verminderung 
von Schadstoffemissionen aus bestehenden sowie aus 
neu zu errichtenden Verbrennungsanlagen für Sied- 
lungsabfälle an. Gleichzeitig sollen die auf nationaler 
Ebene bestehenden unterschiedlichen Regelungen 
über die Anforderungen an derartige Anlagen inner- 
halb der Europäischen Gemeinschaft schrittweise 
harmonisiert werden. 

Der Anwendungsbereich der Richtlinienvorschläge 
erstreckt sich auf diejenigen Abfälle, die ihrer Zusam- 
mensetzung nach dem Hausmüll zugerechnet werden 
können. Damit werden chemische und toxische Ab- 
fälle sowie Sonderabfälle und Klärschlamm nicht er- 
faßt. Die Richtlinienvorschläge betreffen Öfen, die 
überwiegend die von Abfällen abgeleiteten Brenn- 
stoffe verwenden; hingegen sind Anlagen, die über- 
wiegend andere Brennstoffe verwenden, nicht betrof- 
fen. Für Altanlagen sieht der Richtlinienvorschlag für 
bestehende Anlagen einen Zeitraum von zehn Jahren 
vor, nach dessen Ablauf die Anforderungen für Neu- 
anlagen eingehalten werden müssen. 


III. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat die Vorlage in seiner 47. Sitzung am 


15. März 1989 und in seiner 48. Sitzung am 19. April 
1989 beraten. 

Zwischen allen Fraktionen bestand Übereinstim- 
mung, daß der Stand der Technik europaweit zum 
Maßstab werden müsse. Die in den Richtlinienvor- 
schlägen vorgesehenen Werte blieben dahinter weit 
zurück. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP hielten Bemü- 
hungen um ein möglichst hohes Niveau bei Müllver- 
brennungsanlagen schon deswegen für erforderlich, 
weil man sich ansonsten gravierenden Problemen im 
Abfallbereich gegenübersähe. 

Die Mülldeponierung sei nämlich keine geeignete 
Alternative zur Müllverbrennung, da sie im Hinblick 
auf die mangelnde Dichtheit von Deponien auf län- 
gere Sicht erhebliche Belastungen auslöste. Der Müll- 
export biete hier wegen der grenzüberschreitenden 
Luftverschmutzung auch keine Lösung. 

Nur hohe Anforderungen an die Luftreinhaltung bei 
der Müllverbrennung könnten gewährleisten, daß 
diese Technologie von der Bevölkerung akzeptiert 
werde. Der Akzeptanz diene es nicht zuletzt auch, 
wenn die EG -Richtlinien es zuließen, daß die vorgese- 
henen Grenzwerte im nationalen Bereich schärfer ge- 
faßt werden könnten. 

Auf keinen Fall dürften Dioxine zur Entstehung ge- 
langen. Die in den Richtlinienvorschlägen vorgesehe- 
nen Werte für die Verweilzeit und die Verbrennungs- 
temperatur erschienen vor diesem Hintergrund als 
noch nicht ausdiskutiert. So müsse beachtet werden, 
daß nach Ansicht von Experten eine Verweildauer 
von 2 Sekunden bei einer Verbrennungstemperatur 
von 1 100 Grad Celsius gefordert werde. 

Die Fraktion der SPD kennzeichnete es als wesentlich, 
daß man ungeachtet der Politik der Abfallvermeidung 
und der politischen Gegensätze unter den Parteien 
das anstehende Müllproblem lösen müsse. Zur Müll- 
verbrennung gebe es derzeit keine sinnvolle Alterna- 
tive. Doch müßten, um die Akzeptanz der Öffentlich- 
keit herzustellen, moderne Technik, strenge Auflagen 
und scharfe Grenzwerte durchgesetzt werden. 

Im übrigen erwarte es die Fraktion der SPD, daß die 
Bundesregierung der im Beschluß des Bundesrates 
vom 10. Juni 1988 — BR-Drucksache 136/88 — geäu- 
ßerten Kritik folge. 

So sei zu fragen, ob auch für Dioxine und Furane 
Höchstwerte festgesetzt werden sollten. Bei einer 
Nachverbrennung bei Temperaturen von 1 200 Grad 
Celsius würden nach gegenwärtigem Erkenntnis- 
stand diese Giftstoffe vermieden. 

Die in dem Richtlinienvorschlag für Altanlagen vorge- 
sehene Zehn-Jahres-Frist für Nachrüstungen schließ- 
lich sei zu lang. 
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Die Fraktion DIE GRÜNEN bewertete die Richtlinien- 
vorschläge grundsätzhch positiv, da in den meisten 
europäischen Staaten das Niveau der geltenden Be- 
stimmungen unter dem der Bundesrepubhk Deutsch- 
land hege. Zu begrüßen seien insbesondere die Diffe- 
renzierung zwischen Alt- und Neuanlagen sowie die 
vorgesehene Information der Öffentlichkeit, welche 
weitergehe als die bisherige nationale Regelung. 
Gleichwohl lehnte die Fraktion DIE GRÜNEN die 
Vorlage zum einen wegen der nach Ansicht der Frak- 
tion nicht weit genug gehenden konkreten Ausgestal- 
tung und zum anderen aus grundsätzhchen Erwägun- 
gen ab. 

Die Angaben über die durchschnittliche Schadstoff- 
konzentration in der Abluft von Müllverbrennungsan- 
lagen seien zweifelhaft, die Unterteilung nach der 
Größe der Anlagen sei willkürlich. Indiskutabel sei, 
daß die vorgesehenen Grenzwerte für bestehende 
Anlagen noch weit hinter denjenigen für Neuanlagen 
zurückbheben. 

Es sei unbestritten, daß die Bevölkerung vor Emissio- 
nen aus Müllverbrennungsanlagen geschützt werden 
müsse; gleichwohl orientiere sich die Politik der Frak- 
tion DIE GRÜNEN an der Maxime der Abfallvermei- 
dung. Gerade aber in diesem Bereich seien bei den 
großen Parteien Defizite festzustellen, was zu den Pro- 
blemen im Abfallbereich geführt habe. 

Daher lehne die Fraktion DIE GRÜNEN jeghche Be- 
strebungen ab, deren ausschließliches Ziel es sei, die 
Akzeptanz der Müllverbrennung zu erreichen. 


Die Deponierung sei der Verbrennung vorzuziehen. 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit begrüßte zwar die mit den Richtli- 
nienvorschlägen angestrebten Ziele zur Verminde- 
rung von Schadstoffemissionen und die damit verbun- 
dene schrittweise Harmonisierung der unterschiedh- 
chen nationalen Regelungen innerhalb der EG, sah 
aber die nach den Richtlinienvorschlägen vorgesehe- 
nen Begrenzungen der Emissionen aus Müllverbren- 
nungsanlagen im Hinblick auf die in der TA Luft 1986 
formuherten Anforderungen als nicht besonders fort- 
schrittlich an. Die Bundesregierung habe in den Ver- 
handlungen die anderen EG-Partner unter großen 
Schwierigkeiten davon zu überzeugen versucht, daß 
der eigenthche Maßstab bei der Behandlung der Ab- 
fallproblematik der Stand der Technik sein müsse, 
und zwar unter Angleichung an die TA Luft. 

Die Bundesregierung wolle nicht auf die Müllverbren- 
nung ausweichen, vielmehr sei die Verminderung der 
Abfallmenge beabsichtigt. 

Der Ausschuß schloß sich mit wesentlichen Teilen sei- 
nes Votums der Stellungnahme des Bundesrates (Be- 
schluß vom 10. Juni 1988 — BR-Drucksache 136/88) 
an. 

Die anliegende Beschlußempfehlung wurde mehr- 
heithch bei Gegenstimmen der Fraktion DIE 
GRÜNEN gefaßt. 


Bonn, den 5. September 1989 


Dr. Friedrich Stahl (Kempen) Frau Hensel 

Berichterstatter 
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